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Mega

"Megastimmung", "Megafest", "megavoll und nur gefeiert", also ein
Megatreffen und eine Supershow und durch nichts zu toppen.

Superlative am Band in einem der vielen Versuche, der kürzesten Form
Rechnung tragend, beispiellose oder unvergleichbare Ereignisse,
Erlebnisse und Eindrücke auf jene unabweisliche Art und Weise zu
schildern und welchem Publikum immer, wenn auch konsensorientiert,
aufs treffendste näherzubringen. Da gibt es sogar die "Megascheiße"
oder das "absolut versenkt" oder auch das "übel aufgestoßen" und
ähnliche nicht mehr steigerbare Attribute, einer zutreffenden
Erzählung noch die Krone einer nicht mehr tiefergreifenderen
Deutbarkeit aufs nicht vorhandene und nichtssagende Haupt
unbeschreiblicher Mühsal ihrer vergeblichen Mitteilungsanstrengung zu
setzen.

Dafür darf sich diese jüngere Praxis lautmalender Brücken und Parketts
sprachloser Zeiten in der großen Dauerübereinkunft einer
verkehrstüchtigen und angepaßten Wärmezone mit anwachsenden
Wiederholungszwängen wenigstens wohl und geborgen fühlen.

Schattenblick-Redaktion


20. April 2018
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MITTELAMERIKA/135: Mexiko - Kein Partner für Menschenrechte


Amnesty International - 12. April 2018

Mexiko - Kein Partner für Menschenrechte



Mexiko ist 2018 das Partnerland der Hannover-Messe. Vom 23. bis 27.
April steht das Land im Fokus des Industrie-Events mit weltweiter
Bedeutung. Gleichzeitig bleiben schwerste Menschenrechtsverletzungen in
Mexiko alltäglich.

Mexiko, ein Land voller Gegensätze - auf der einen Seite ein aufstrebendes,
modernes Schwellenland, das zu den wirtschaftlich Stärksten der Region
zählt. Auch für Deutschland ist das nordamerikanische Land ein attraktiver
Handelspartner. Auf der anderen Seite jedoch ist Mexiko ein Land, in dem
die Gewalt seit Jahren eskaliert und Polizei, Militär und die Organisierte
Kriminalität für schwerste Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind.

Verschwindenlassen



Am 26. September 2014 griff die Polizei in Iguala, einer Stadt im
Bundesstaat Guerrero, einen Bus mit unbewaffneten Studenten der linken
Hochschule von Ayotzinapa an. Sechs Menschen wurden getötet - drei
Unbeteiligte und drei Studenten. Einer von ihnen hatte deutliche
Folterspuren. Die Polizei nahm 43 Studenten mit und übergab sie an
Bandenmitglieder, die der Organisierten Kriminalität angehören. Nur von
einem der verschwundenen Studenten wurden bisher sterbliche Überreste
gefunden. Die Suche nach den 42 anderen brachte bisher keinen Erfolg -
trotz der Offenlegung zahlreicher Massengräber in den Bergen von Guerrero.

Willkürliche Verhaftungen



Der Fall der verschwundenen Studenten von Ayotzinapa ist zum Symbol für das
Massenphänomen des Verschwindenlassens in Mexiko geworden: Zehntausende
Menschen gelten in Mexiko als verschwunden. An vielen Fällen ist die
Polizei oder das Militär beteiligt. Viele Menschen werden willkürlich
verhaftet, also von der Polizei mitgenommen, ohne dass es eine Anklage für
ein nachvollziehbares Verbrechen gibt. Oft erhalten sie keinen Kontakt zur
Außenwelt. Dieses Vorgehen führt zu weiteren Menschenrechtsverletzungen wie
Folter und Verschwindenlassen. Besonders häufig trifft es arme Menschen,
die kaum die Mittel haben, um sich zu wehren. Sogar Kinder werden
willkürlich verhaftet und gefoltert. Offizielle Beschwerden bleiben
unbeantwortet, die Vorfälle werden nicht untersucht und die
Verantwortlichen nicht zur Rechenschaft gezogen.

Im Juni 2016 trat in Mexiko ein neues Verfahren in Kraft, das der Polizei
mehr Kompetenzen bei den Ermittlungen einräumt: Es soll ein effizienteres
Vorgehen bei der Verbrechensbekämpfung ermöglichen. Doch die meisten
Polizistinnen und Polizisten sind zu schlecht ausgebildet, um diese
zusätzliche Verantwortung zu übernehmen. Viele respektieren etwa die
Unschuldsvermutung nicht, obwohl sie ein fundamentales Menschenrecht ist.
Die Justizbehörden wiederum hinterfragen die Herkunft eines Beweismittels
in der Regel nicht, obwohl bekannt ist, dass die Polizei Beweismittel oft
fingiert, um Verdächtige zu belasten. Angehörige der Justiz, Polizei und
Staatsanwaltschaft beklagen zudem einen Mangel an Ressourcen, um Verbrechen
wirkungsvoll zu bekämpfen. Außerdem würden sie von Vorgesetzten und teils
sogar von der Exekutive unter Druck gesetzt, Verfahren und Urteile in deren
Sinne zu beeinflussen.


Hintergrund

In den letzten zwölf Jahren - seit dem Amtsantritt des damaligen
Präsidenten Felipe Calderón im Jahr 2006 - hat sich die Menschenrechtslage
in Mexiko zunehmend verschlechtert. Calderón setzte bei der Bekämpfung der
Drogenkartelle massiv auf eine Politik der Härte und den Einsatz des
Militärs im Innern. Die Folge war eine Eskalation der Gewalt mit
zehntausenden Toten und Verschwundenen. Trotzdem hält auch die aktuelle
Regierung an dieser Politik fest. Die Drogenkartelle kämpfen in vielen
Bundesstaaten sowohl untereinander als auch gegen die Sicherheitskräfte um
die territoriale Kontrolle.

Dabei handeln die Drogenkartelle und andere kriminelle Banden oft mit dem
stillschweigenden Einverständnis von Polizistinnen und Polizisten sowie
anderen Staatsbediensteten. Militär und Polizei sind aber auch direkt für
schwerste Menschenrechtsverletzungen verantwortlich, darunter Folter,
Verschwindenlassen, außergerichtliche Hinrichtungen und Vergewaltigung. Ein
großes Problem ist die extrem hohe Straflosigkeit für
Menschenrechtsverletzungen - die Täterinnen und Täter können sich nahezu
fast sicher sein, nicht belangt zu werden, was den Nährboden bereitet für
noch mehr Gewalt.

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 12. April 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/mexiko-kein-partner-fuer-menschenrechte

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MUMIA/884: Lebenslang eine Revolutionärin (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 904

Lebenslang eine Revolutionärin

Winnie Madikizela Mandela (1936-2018) kämpfte bis zu ihrem Tod für eine
bessere Welt. Für die Armen und Ausgebeuteten war sie deswegen eine Heldin

von Mumia Abu-Jamal, April 2018



Sie wurde 1936 als Nomzamo Winifred Zanyiwe Madikizela geboren, aber die
Weltöffentlichkeit lernte diese anmutige Südafrikanerin als Winnie Mandela
kennen, Ehefrau von Nelson Mandela, dem Anführer der antikolonialen
Befreiungsorganisation African National Congress (ANC).

Beider Leben und ihr gemeinsamer Kampf für Freiheit, Menschenwürde und die
Befreiung von der rassistischen Niedertracht der Apartheid währten fast das
gesamte 20. Jahrhundert. Nelson war als politischer Gefangener des
Apartheidregimes fast drei Jahrzehnte eingesperrt und musste viele Jahre
lang auf der Gefängnisinsel Robben Island unter der gleißenden Sonne
Südafrikas Steine brechen. Währenddessen ging Winnie, die als erste
schwarze Südafrikanerin ein Studium der Sozialarbeit absolviert hatte,
unter totaler Überwachung durch den weißen Sicherheitsstaat ihrer Arbeit
nach und zog ihre Kinder groß.

Als Winnie Mandela noch kaum bekannt war, litt sie nicht nur unter der
Trennung von ihrem Mann, sondern auch darunter, dass das Apartheidregime
sie in entlegene Landesteile verbannte. Zusätzlich wurde ihr das Leben
durch die Zensur erschwert, die ihr jede öffentliche Äußerung und das
Zitieren der Worte ihres Mannes verbot.

Winnie war ihr Leben lang eine rebellische Kämpferin, die sich über solche
Verbote hinwegsetzte. Voller Stolz zitierte sie Nelsons politische Aussagen
und wurde dafür immer wieder selbst eingesperrt. Schließlich wurde sie nach
Bloemfontein verbannt, einem Bezirk, in dem nur Weiße lebten. Die einzigen
Schwarzen, die sie dort zu sehen bekam, waren Diener oder Köchinnen der
weißen Familien. Es gab keinen Moment in ihrem Leben, in dem Winnie sich
nicht der rassistischen Minderheitsregierung der Weißen widersetzte. Das
Verbot des ANC und seiner Symbole unterlief sie, indem sie Kopfbedeckungen
in den Farben des ANC trug.

Als Nelson endlich seine Freiheit wiedergewonnen hatte und ihre Ehe einige
Zeit später scheiterte, blieb Winnie weiterhin präsent im
gesellschaftlichen Leben der Südafrikanischen Republik und wurde geliebt
von den Armen und Besitzlosen der Nation. Denn sie alle wussten im Grunde
ihres Herzens, dass ihr Kampf auch Winnies Kampf war.

In ihrem Buch »Ein Stück meiner Seele ging mit ihm« schrieb Winnie Mandela,
sie habe vor langer Zeit aufgehört, als Individuum zu existieren. »Die
Deals, die politischen Ziele, für die ich stehe, das sind die Ideale und
Ziele der Menschen in diesem Land. Sie können ihre eigenen Ideale nicht
einfach vergessen. Mein privates Selbst existiert nicht. Was immer sie mir
antun, sie tun es den Menschen dieses Landes an.«

Als Nelson Mandela im Dezember 2013 zur letzten Ruhe gebettet wurde und
seine dritte Ehefrau Graça Machel Mandela gramgebeugt um ihn trauerte, nahm
seine zweite Frau, Winnie, sie tröstend in den Arm und küsste sie. Nomzamo
Winnie Madikizela-Mandela, Zeit ihres Lebens Revolutionärin, zeigte Größe
bis zum Ende.

Amandla! Awethu! - Die Macht! Dem Volke!


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 87 vom 16. April 2018
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MUMIA/883: Die Mauern von Jericho (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 902

Die Mauern von Jericho

Die schwarze Freiheitsbewegung in den USA stützt sich auf biblische
Erzählungen

von Mumia Abu-Jamal, April 2018



Über Jahrhunderte nutzten schwarze Sklaven auf den Plantagen im Süden der
Vereinigten Staaten von Amerika und schwarze Häftlinge in den Kerkern des
Landes Gleichnisse und Geschichten der Bibel als Ausdrucksmittel in ihrem
langwierigen Kampf für ihre Freiheit. In der langen und dunklen Nacht der
Knechtschaft verwandelten sie diese Bibelgeschichten in Freiheitslieder.
Irgendwann nannte man diese »Negro Spirituals«.

Ein Beispiel dafür ist das Lied »Joshua fought the battle of Jericho«,
umgangssprachlich auch oft als »Joshua fit the battle of Jericho«
überliefert. Es erinnert an die im Buch Josua des Alten Testaments
geschilderte Eroberung der kanaanäischen Stadt Jericho - heute eine Stadt
in den Palästinensischen Autonomiegebieten des Westjordanlandes - durch die
aus Ägypten ausziehenden Israeliten unter Führung Josuas. Im Refrain des
Liedes heißt es: »Josua schlug die Schlacht von Jericho / und die
Stadtmauern stürzten taumelnd ein.«

Die aus Afrika verschleppten Sklaven waren zumeist Analphabeten, und so
wurden ihre Gesänge auf den Plantagen zu Gebeten für die Befreiung der
Schwarzen, die durch die langen Korridore ihrer Geschichte hallten. Dem
Bild der durch den schallenden Klang der Widderhörner einstürzenden Mauern
Jerichos kam dabei als Sinnbild für einstürzende Gefängnismauern besondere
Bedeutung zu. Als junge Schwarze sich Mitte des 20. Jahrhunderts der
Freiheitsbewegung anschlossen, behielt auch für sie der Name Jericho seine
legendäre Aura der Freiheit.

Seit 20 Jahren kämpft das danach benannte »Jericho Movement« in den USA für
die Freiheit schwarzer Revolutionäre, Veteranen der Black Panther Party,
der Black Liberation Army und anderer revolutionärer Organisationen. Viele
Jahre wurde diese Bewegung von der bemerkenswerten Revolutionärin Safiya
Bukhari geleitet, die vor 15 Jahren im Alter von 53 Jahren starb.

Bukhari, die selbst eine langjährige Anführerin der Black Panther Party,
eine Kämpferin der Black Liberation Army und Vizepräsidentin der Republik
of New Africa war, setzte sich ausdauernd und mit aller Kraft für die
Freiheit der politischen Gefangenen und Kriegsgefangenen aus den
antikolonialen Kämpfen ein. Man sagte ihr nach, sie würde für zehn
arbeiten, und für alle, die Safiya näher kannten, ist dies sicherlich noch
eine Untertreibung.

Safiya Bukhari, die wir lieben und an die wir uns wegen ihres Mutes,
Fleißes und hingebungsvollen Engagements im Kampf für die Freiheit der
Schwarzen erinnern, lebt nicht mehr. Aber das »Jericho Movement«, dem sie
ihre ganze Lebensenergie widmete, existiert weiter. Und die
»Jericho-Bewegung« führt heute den jahrhundertelangen Kampf der schwarzen
Sklaven und Gefangenen für die Freiheit weiter. So wie in diesem
bittersüßen, tragischen Gesang, der von der unstillbaren Sehnsucht nach
Freiheit handelt, die Stimmen der in Ketten gelegten afrikanischen Sklaven
widerhallen: »Josua schlug die Schlacht von Jericho, und die Stadtmauern
stürzten taumelnd ein.«

www.thejerichomovement.com


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser
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MUMIA/882: Rebellion der Jugend (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 902

Rebellion der Jugend

Bereits 18mal wurden in diesem Jahr in den USA Schulen zum Schauplatz von
Schießereien. Nun begehrt eine neue Generation auf

von Mumia Abu-Jamal, April 2018



Junge Leute strömten aus allen Regionen der Vereinigten Staaten zusammen
und bildeten in rund 100 Städten des Landes mächtige Demonstrationszüge.
Die meisten von ihnen waren Teenager, Schülerinnen und Schüler von
High­schools. Unter ihnen Überlebende des jüngsten Massakers an der Marjory
Stoneman Douglass High School in Parkland in Florida, wo ein verstörter
junger Mann von 19 Jahren Krieg gegen seine ehemaligen Mitschüler führte
und das Feuer auf sie eröffnete. In wenigen Minuten verwandelte er die
Schule in einen Ort des Todes und stellte sie damit in eine Reihe mit der
Sandy-Hook-Grundschule in Newtown im US-Bundesstaat Connecticut, der
Columbine High School in Colorado und dem Virginia Polytech Institute in
Blackburg in Virginia, wo ebenfalls Amokläufe viele Opfer forderten.

Aber diesmal entstand aus einer bedrückenden Atmosphäre von Tod und
Zerstörung etwas Neues: Kinder und Jugendliche im ganzen Land gingen auf
die Straße und rebellierten gegen die tödliche Gewalt, mit der sie seit
Anfang des Jahres schon 18mal konfrontiert wurden. Sie schauten den
sogenannten Erwachsenen, die sie eigentlich beschützen sollen, ins Gesicht
und sahen in ihnen zum ersten Mal das, was sie wirklich sind. Diese
Erwachsenen, Polizisten und Politiker, erwiderten ihre Blick zwar, aber sie
verzogen keine Miene und reagierten nicht, weil sie viel zu sehr damit
beschäftigt waren, sich schützend vor die Waffenlobby der National Rifle
Association (NRA) zu stellen. Kein Wunder, denn die NRA zahlt
Millionenbeträge an Polizeiorganisationen, Politiker und ihre Parteien, um
genau diese Art von Dienstbeflissenheit ihrer Spendenempfänger
sicherzustellen.

An diesem Verhalten begriffen die protestierenden Schülerinnen und Schüler,
dass dann, wenn es zu einem Konflikt zwischen ihren warnenden Worten und
den Interessen der Reichen und Mächtigen kommt, sie nur verlieren können.
Deshalb schrien sie ihre Forderungen heraus gegen die Welt der Erwachsenen
und ihre böswillige Verlogenheit. Und sie handelten, schlossen sich
zusammen, rebellierten, protestierten und erschütterten die Nation. In
diesem Prozess erwachten sie massenhaft aus den Traumwelten ihrer Kindheit
und erkannten plötzlich die Politik der Herrschenden in all ihrer
Verdorbenheit.

Die hunderttausendfach erhobenen Stimmen der aufbegehrenden Schülerinnen
und Schüler hallten überall auf dem Globus wider, und diese versammeln sich
nun zu einer neuen Jugendbewegung heran. Weil sie von den Erwachsenen nicht
erhört werden, erkennen sie ihre wahre Lage und machen den entscheidenden
Schritt heraus aus der Unwissenheit und Unbeschwertheit ihrer Kindheit: Auf
diese Erwachsenen können sie sich nicht länger verlassen! Und sie
begreifen, dass sie sich organisieren müssen, weil sich sonst niemals etwas
ändern wird.


Copyright: Mumia Abu-Jamal
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AUSSICHTEN/8254: Und morgen, den 23. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 23.04.2018 bis zum 24.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8254 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Regen, Regen,

kühle Luft,

auf Jeans Wegen

Blütenduft.
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REPORTAGE/493: ZDFzoom "Kick & Cash", am 25.04.2018 (ZDF)


ZDFzoom: Kick & Cash

Macht Geld den Fußball kaputt?

Mittwoch, 25. April 2018, 23.15 Uhr 

Inhalt:

– Kick & Cash – Macht Geld den Fußball kaputt?

– Fragen an die Filmautoren Béla Réthy und Halim Hosny

– Infos zu "ZDFzoom"

– Statement des "ZDFzoom"-Redaktionsleiter zur 250. Sendung



Mittwoch, 25. April 2018, 23.15 Uhr, ZDF
ZDFzoom: Kick & Cash
Macht Geld den Fußball kaputt?
Film von Béla Réthy und Halim Hosny

Kamera: Torsten Groß, Michele Parente
Produktion: ZDF
Redaktion: Paul Amberg
Leiter der Redaktion: Markus Wenniges
Länge: ca. 30 Minuten

Verstörend hohe Ablösesummen, Spieler, die sich aus Verträgen streiken, die Zersplitterung der Spieltage, teure Pay-TV-Abos: Fußball wird immer mehr zum Geschäft. Viele Fans sind genervt. Was passiert mit dem Fußball? Proteste der Zuschauer bei den Montagsspielen in der Ersten Bundesliga sind jüngster Ausdruck eines schon länger gärenden Unmuts. Viele fragen sich: Werden künftig Investoren, wie in Frankreich oder England, das alleinige Sagen haben?

ZDF-Sport-Reporter Béla Réthy und "ZDFzoom"-Autor Halim Hosny schauen über die Grenzen – in die englische Premier League, den Motor der internationalen Kommerzialisierung. Selbst ein kleiner Club wie Huddersfield Town mit dem deutschen Trainer David Wagner verfügt über mehr Geld als die meisten Bundesligisten. Der Blick geht auch nach Paris. Dort leistet sich ein Staat, das Emirat Katar, einen eigenen Verein. Paris Saint-Germain stößt mithilfe der Petrodollars in jeder Hinsicht in neue Dimensionen vor. Im Sommer 2017 wechselte der brasilianische Spieler Neymar vom FC Barcelona nach Paris – für 222 Millionen Euro. Eine Rekordsumme, bezahlt von Katar.

Auf ihrer Spurensuche in Deutschland treffen die Autoren Fans, Vereinsvorstände und Funktionäre wie DFB-Präsident Reinhard Grindel und Uli Hoeneß. Der Präsident des FC Bayern München warnt vor der Übernahme durch Investoren. Martin Kind, Präsident des Bundesligisten Hannover 96, würde den Verein gern übernehmen. Doch er will seine Ambitionen vorerst ruhen lassen. Schalke-Manager Christian Heidel gilt als Macher im Spagat zwischen Herz und Kommerz. Dirk Zingler, Präsident des Berliner Kult-Vereins FC Union, beschreibt seine unkonventionelle Sicht auf das Geschäft mit dem Fußball.

"ZDFzoom" will wissen: Wie lang wird es den Fußball in der heutigen Form noch geben? Und droht er kaputtzugehen an der Kommerzialisierung? Auch die Fußball-Fans sind sich da nicht einig. Immerhin war Fußball noch nie so attraktiv wie heute.

 * 

"Der Kommerzgedanke rückt immer mehr in den Mittelpunkt"
Fragen an die Filmautoren Béla Réthy und Halim Hosny

Ihr Film fragt: "Macht Geld den Fußball kaputt?" Lautet die Antwort ja oder nein?

Béla Réthy: Sie lautet Jein. Geld macht den Fußball nicht zwangsläufig kaputt, aber man ist auf einem guten Weg dahin. Selbst die Funktionäre, die das Geld akquirieren, haben ein Bewusstsein dafür, dass es so nicht weitergehen kann. Das zieht sich durch den ganzen Film. Aber auch wenn wir immer wieder gehört haben, dass Fußball nur noch Kommerz sei, sind wir im Film ergebnisoffen und differenziert an diese Frage herangegangen.

Den Fußball gibt es in seiner jetzigen Form nur, weil seit Jahren Millionen und Abermillionen investiert werden. Warum ist noch mehr Geld auf einmal schlecht?

Halim Hosny: Auch die Fußballbegeisterten sind damit einverstanden, dass die Vereine Geld verdienen. Nur rücken die Vereine den Kommerzgedanken immer mehr in den Mittelpunkt. Dagegen wenden sich die aktiven Fans. Sie sagen: Wir halten unserem Verein die Treue, auch wenn er absteigt. Der Event-Fan tut das nicht. Der ist dann weg. Die Profiklubs ihrerseits haben erkannt, dass Fußball heute wesentlich mehr ist als die 90 Minuten auf dem Platz. Das haben wir bei Paris Saint-Germain gesehen, wo Neymar allein auf Instagram über 90 Millionen Follower aus aller Welt hat. Das Vermarkten des Fußballs als Lifestyle-Produkt wird dort noch weiter getrieben. Selbst wenn PSG eine Niederlage kassiert, sind genug Spieler im Team, die bei den Fans eine große Aufmerksamkeit und Begeisterung generieren.

Béla Réthy: Es geht in unserem Film um die Eventisierung, die Zersplitterung der Spieltage, die Ent-Emotionalisierung. Die Sorge über diese Entwicklung scheint auch bei den Funktionären durch.

Ohne Mäzene ging es noch nie, Geld schoss schon immer Tore. Was ist bei Investoren anders?

Béla Réthy: Einen Verein zu sponsern, ist etwas anderes, als ihn zu besitzen. Wenn ein Investor die Lust an seinem Spielzeug verliert, landet der Klub ganz schnell in der 3. Liga.

Halim Hosny: Deshalb haben wir uns auch in der Premier League umgesehen. Dort sind alle Vereine im Besitz von Unternehmen oder Unternehmern, rund ein Dutzend davon in ausländischer Hand.

Inflationär werden auch die Wettbewerbe: Mehr Mannschaften bei Welt- und Europameisterschaften, das Niveau sinkt, mehr Spieltage in den Ligen …

Halim Hosny: Da sehen sich die Bundesliga-Vereine als Getriebene, weil sie im internationalen Wettbewerb agieren. Selbst aus Bayern haben wir die Sorge vor einer Europaliga mit 18 Vereinen mitgenommen, während die anderen Mannschaften in nationalen Ligen spielen.

Béla Réthy: In Deutschland will man das noch nicht. Aber Investoren, die den Fußball nur als Vehikel betrachten für eine große Merchandising-Maschinerie, sehen das anders.

Sie haben gute Kontakte in die Fußballszene. Welche haben Sie für den Film spielen lassen?

Béla Réthy: Alle. Vor allem Uli Hoeneß hat sich seit Jahren nicht so dezidiert und ausführlich zu diesem Thema in einem Einzelinterview geäußert. Und wir sind sehr weit in das Innenleben von Paris Saint-Germain vorgedrungen.

Halim Hosny: Wir haben uns in Deutschland auch mit Vertretern der aktiven Fan-Szene getroffen, was insofern nicht einfach ist, weil die Fan-Szene im Allgemeinen sehr zurückhaltend ist, was Medien anbelangt. Ich habe einen Eintracht-Fan begleitet, der sich für das erste Montagsspiel ein Hotelzimmer nehmen musste. Wenn man das auf Hunderttausende Fans hochrechnet, sieht man, welche Auswirkungen eine solche Entscheidung hat.

Interview: Ronald Dietrich

 * 

Infos zu "ZDFzoom"

"ZDFzoom" bietet mittwochs um 22.45 Uhr – in der Regel im Anschluss an das "auslandsjournal" – investigative Recherchen zu gesellschaftlich relevanten und alltagsnahen innen- wie außenpolitischen Themen. Seit dem 11. Mai 2011 bereitet das Dokumentations- und Reportageformat komplexe Sachverhalte mit einer wiedererkennbaren Grafik- und Kameraarbeit verständlich auf. Je nach Länge (30 oder 45 Minuten) liegen die Kosten der zirka 35 Produktionen pro Jahr zwischen 90.000 Euro und 130.000 Euro pro Ausgabe.

Die "ZDFzoom"-Redaktion leitet seit Oktober 2017 Markus Wenniges.

Von 2011 bis 2014 leitete Christian Dezer die Redaktion Dokumentationen und das Doku-Format "ZDFzoom" in der Hauptredaktion Politik und Zeitgeschehen, von 2014 bis 2017 Claudia Ruete.

 * 

Statement des "ZDFzoom"-Redaktionsleiter zur 250. Sendung

"Unbequem sein, Dingen auf den Grund gehen, nicht nur zu zeigen, was geschehen ist, sondern auch, wie es geschehen konnte – das hat sich 'ZDFzoom' von Anfang an auf die Fahnen geschrieben. Und nach 250 Sendungen ist dieser Anspruch wichtiger denn je: In unserer schnelllebigen und komplizierten Welt brauchen wir den genauen, den investigativen, den tiefergehenden Blick und die Möglichkeit, Systematisches zu erklären und Hintergründe zu beleuchten: Was ist falsch gelaufen, wer ist verantwortlich, was kann geändert werden? Mit diesen Fragen den Mächtigen auf die Finger schauen und Entscheidungen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft kritisch unter die Lupe nehmen – das ist es, was 'ZDFzoom' macht und was es ausmacht."

Markus Wenniges, Redaktionsleiter Dokumentationen in der ZDF-Hauptredaktion Politik und Zeitgeschehen

Die 25. Ausgabe von "ZDFzoom" war am 21. März 2018 im ZDF zu sehen.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – April 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8681: Aus aller Welt - 22.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Proteste gegen Armeniens Ministerpräsident

In der Kaukasusrepublik Armenien haben sich die seit eineinhalb
Wochen andauernden Proteste gegen eine umstrittene Verfassungsreform,
die das Amt des Ministerpräsidenten deutlich aufwertet, weiter
verschärft. In der Hauptstadt Eriwan lösten Sicherheitskräfte am
Sonntag eine Kundgebung der Regierungsgegner gewaltsam auf. Dabei
setzte die Polizei laut Augenzeugenberichten Blendgranaten gegen die
Menschenmenge ein. Zudem wurde der Oppositionsführer Nikol Paschinjan
abgeführt, weil er laut Behördenangaben der Aufforderung, die
illegalen Proteste zu stoppen, nicht nachgekommen war. Die
Demonstranten fordern den Rücktritt von Regierungschef Sersch
Sarkissjan, der für die politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Mißverhältnisse im Land verantwortlich gemacht wird.

22. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8681: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei stoppt Raser

Die Berliner Polizei hat in Schöneberg und Reinickendorf mehrere
Autos gestoppt, die mit deutlich überhöhter Geschwindigkeit unterwegs
waren. Einem 19jährigen BMW-Fahrer sowie einem 27jährigen
Porschefahrer und einem 29 Jahre alten Mercedesfahrer wurden die
Führerscheine entzogen und deren Autos nach richterlicher Anordnung
beschlagnahmt. Gegen die drei Männer wird nun wegen des Verdachts der
Teilnahme an einem illegalen Autorennen ermittelt.

22. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8678: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bombenanschlag auf Wähler in Kabul

Bei einem Anschlag in einem mehrheitlich von Schiiten bewohnten
Stadtteil im Westen von Kabul wurden mindestens 57 Menschen
getötet und mehr als 100 weitere nach Angaben des afghanischen
Gesundheits- und des Innenministeriums verletzt. Die Bombe detonierte
vor dem Eingang eines Wählerregistrierungszentrums. Im Oktober sollen
in Afghanistan Parlamentswahlen stattfinden. Zu der Tat bekannte sich
die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS).

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8680: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schlechter Start für Andrea Nahles

Andrea Nahles ist am Sonntag auf einem SPD-Sonderparteitag in
Wiesbaden in geheimer Abstimmung zur neuen Bundesvorsitzenden gewählt
worden. Allerdings setzte sich die bisherige Fraktionschefin nur mit
66 Prozent der Stimmen gegen die Flensburger Oberbürgermeisterin
Simone Lange durch. Die bundespolitisch unbekannte
Kommunalpolitikerin aus Schleswig-Holstein kam auf eine
Zustimmungsquote von 28 Prozent. Nahles erzielte damit eines der
schlechtesten Ergebnisse bei der Wahl für den SPD-Vorsitz.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8679: Tragisches und Kurioses - 22.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Jetski-Fahrer verbrachte eine Nacht auf der Ostsee

Es sollte nur eine kurze Tour auf der Ostsee werden. Weil aber der
Motor des Jetskis ausfiel und sich nicht wieder starten ließ, mußte
ein nur leicht bekleideter Wassersportler fast einen Tag lang vor der
Insel Rügen ausharren. Ein ablandiger Wind trieb den 33jährigen dabei
weiter auf die Ostsee hinaus. Nach 20 Stunden entdeckte die
Mannschaft eines Kabeltrassen-Wachschiffes zufällig den
Schiffbrüchigen. Die Crew holte den 33jährigen an Bord und versorgte
ihn mit Heißgetränken. Der Mann erklärte, er wolle so schnell wie
möglich auf das Festland zurück, weil seine zwei Hunde in einem Auto
auf ihn warteten.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7764: Aus Forschung und Technik - 22.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos will Aufenthaltszeit auf ISS verlängern

Raumfahrer müssen sich künftig auf einen längeren Aufenthalt auf der
Internationalen Raumstation ISS einstellen. Die russische
Raumfahrtbehörde Roskosmos plant die Expeditionsdauer auf dem
Orbitalkomplex auf 180 bis 200 Tage auszudehnen. Wie der Leiter für
bemannte Flüge, Sergej Krikaljow, der Agentur RIA Nowosti mitteilte,
soll die Maßnahme den Nutzeffekt der Raumstation erhöhen. Derzeit
verbringen ISS-Langzeit-Besatzungen 160 Tage im All.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7777: Aus aller Welt - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Baskische Demonstranten fordern Verlegung inhaftierter Gefangener

In der nordspanischen Provinzhauptstadt Bilbao haben mehr als 10.000
Demonstranten bessere Haftbedingungen für baskische Gefangene
gefordert. Diese sollen nicht mehr Hunderte Kilometer von ihren
Angehörigen im Baskenland entfernt in spanischen Haftanstalten
einsitzen müssen. Außerdem sollen inhaftierte Aktivisten und Helfer
der ETA (Euskadi Ta Askatasuna - Baskenland und Freiheit), die
erkrankt sind, amnestiert werden. Die ETA, der noch rund 40
aktive Mitglieder angehören sollen, hat für Mai ihre vollständige Auflösung
angekündigt. In einer öffentlichen Erklärung hat die
Untergrundorganisation Opfer ihrer Anschläge und deren Angehörige um
Verzeihung gebeten. Infolge von Fehlern oder falschen Entscheidungen
hat die ETA nach eigenen Angaben auch Opfer getroffen, die nicht
direkt am Konflikt beteiligt gewesen sind, zitierte die baskische
Zeitung Gara ein auf den 8. April datiertes Schreiben der ETA. Diese
hat sechs Jahrzehnte für ein unabhängiges Baskenland gekämpft. Bei
Anschlägen sind mehr als 800 Menschen getötet worden.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7738: Medizin und Gesundheitswesen - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesärztekammer-Präsident will gegen Impfmüdigkeit vorgehen

Die Impfmüdigkeit der Bevölkerung ist vielen Ärzten ein Dorn im Auge.
So meint Bundesärztekammer-Präsident Frank Ulrich Montgomery laut
Deutschem Ärzteblatt anläßlich der Europäischen Impfwoche, daß man
mit der Entscheidung, sich impfen zu lassen, nicht nur Verantwortung
für sich, sondern für die gesamte Gesellschaft übernimmt. Obgleich
die Einführung einer Impfpflicht aus medizinischer-wissenschaftlicher
Sicht sinnvoll sei, ist sie politisch kaum durchsetzbar. Daher müsse
man auf andere Instrumente zur Steigerung der Durchimpfungsrate
setzen. Vordringlich sei dabei eine verstärkte Aufklärungsarbeit, um
Impfmythen und Impfmüdigkeit entgegenzuwirken.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7765: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Zahl der Verbrechen in Deutschland 2017 rückläufig

Die Zahl der in Deutschland verübten Verbrechen des Jahres 2017 ist
im Vergleich zum Vorjahr um rund 610.000 auf 5,76 Millionen gesunken.
Das berichtete vorab die Welt am Sonntag unter Berufung auf die
Polizeiliche Kriminalstatistik, welche Bundesinnenminister Seehofer
am 8. Mai vorstellen will. Dem Bericht zufolge handelte es sich bei
etwa einem Drittel der Verbrechen um Diebstahlsdelikte wie Laden-,
Taschen-, Auto- und Fahrraddiebstahl. In dem Bereich verzeichnete die
Polizei einen Rückgang von 11,8 Prozent. Wohnungseinbrüche gingen um
23 Prozent auf rund 116.000 zurück. Bei der Gewaltkrimininalität
wurde ein Minus von 2,4 Prozent registriert. Von den knapp 190.000
Fällen betrafen etwa 137.000 gefährliche und schwere
Körperverletzung. Anstiege gab es bei der Zahl der Morde, der
Dogendelikte sowie der Verbreitung von Pornografie und
Kinderpornografie. Insgesamt waren rund zwei Millionen Menschen
tatverdächtig.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7690: Sprache, Kunst und Medium - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Ende des freien Eintritts im New Yorker Metropolitan-Museum

Das 1872 in New York eröffnete Metropolitan Museum of Art (MET) sah
sich wegen hoher Verschuldung bei anhaltend rückläufigem
Spendenaufkommen gezwungen, für seine drei Häuser in Manhattan die
bisherigen freiwilligen Eintrittsspenden in feste Eintrittspreise
umzuwandeln.

So werden für die größte Museumssammlung der USA (über 3 Mio. Objekte,
die in den Ausstellungsräumen hin und wieder ausgewechselt werden)
aktuell von Erwachsenen 25 Dollar, bei Senioren 17 Dollar und von
Studenten, die nicht in der Stadt oder in den benachbarten
Bundesstaaten New York, New Jersey oder Connecticut wohnen, 12 Dollar
erhoben. Kostenlos ist der Besuch weiter für Kinder bis zwölf Jahren.

Die Tickets gelten jeweils einen Tag lang für alle drei Häuser.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7755: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Massengrab in ehemaliger syrischer IS-Hochburg Rakka entdeckt

In der syrischen Stadt Rakka ist unter einem Fußballfeld in der Nähe
eines Krankenhauses ein Massengrab mit bis zu 200 Leichen entdeckt
worden. 50 von ihnen konnten bereits geborgen werden, berichtete ein
Behördenvertreter am Samstag. Seinen Angaben zufolge handelt es sich
bei den Toten um Zivilisten und Dschihadisten, die im Oktober 2017
bei der Eroberung der Stadt durch die US-Armee und mit ihr verbündete
Syrische Demokratische Kräfte aus der Hand der Miliz Islamischer
Staat in aller Eile begraben wurden.

22. April 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7769: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Minister Müller eröffnet Rückkehrzentrum im Nordirak

Bundesentwicklungsminister Müller hat am Samstag in Bagdad mit der
irakischen Regierung eine Kooperation bei der Rückkehr und der
Reintegration von Flüchtlingen vereinbart. Laut Müller geht es um
irakische Migranten, welche in Deutschland keine Bleibeperspektive
haben. Sie sollen nicht als Verlierer in ihre alte Heimat zurückkehren
müssen. Deswegen sollen im Irak zwei Migrationsberatungszentren
eingerichtet sowie Ausbildungs- und Arbeitsangebote geschaffen
werden. Die Bundesregierung hofft, daß sich auf diese Weise rund
10.000 Iraker zur Rückkehr bewegen lassen. Zur Zeit leben in
Deutschland etwa 240.000 Iraker. Knapp 12.000 von ihnen sind
ausreisepflichtig. Das erste Rückkehrzentrum im Nahen Osten hat
Müller im Rahmen des Rückkehrerprogramms "Perspektive Heimat" in der
kurdischen Provinzhauptstadt Erbil eröffnet. Bei der Einrichtung
handelt es sich um eine Art Jobcenter zur Vermittlung von Ausbildungs-
und Arbeitsplätzen. Der kriegszerstörte Irak benötigt für den
Wiederaufbau viele Milliarden Euro. Die Bundesregierung hat dem Land
für das laufende Jahr 350 Millionen Euro als Wiederaufbauhilfe
zugesagt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7740: Tragisches und Kurioses - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Defekte Impfspritzen bleiben im Handel

Ein Teil der im Handel befindlichen Spritzen des Impfmittelherstellers
Glaxo Smith Kline (GSK) ist undicht. Dennoch will das weltweit
agierende Unternehmen die betroffenen Chargen, die unter anderem gegen
Tetanus, Keuchhusten und Polio eingesetzt werden, nicht zurückrufen.

GSK begründete seine Entscheidung damit, daß eine komplette Rücknahme
aller theoretisch betroffenen Impfstoffe eine unzureichende Versorgung
der Bevölkerung mit Impfstoffen zur Folge hätte. Ferner hieß es, die
Sicherheit der Spritzen und deren Sterilität sei gewährleistet. Wie
die ARD Nachrichten gemeldet hatten, befürchten Experten, daß bei
Impfungen mit undichten Spritzen zu wenig Wirkstoff verabreicht werden
könnte.

Insgesamt sind bei GSK seit Juli 2015 etwa 100.000 Reklamationen (rund
drei auf 100.000) eingegangen. Aus Deutschland kamen insgesamt 73
Meldungen.

Die Impfdosen sollen bis Ende 2019 verbraucht sein. Inzwischen wurde
laut GSK das Herstellungsverfahren verbessert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7766: Arbeit, Soziales und Familie - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bauern brauchen gigabitfähigen Internetzugang

77 Prozent der Landwirte verfügen nach eigenem Empfinden über einen
zu langsamen Breitbandzugang oder eine schlechte Funknetzverbindung
zum Internet. Vor einem Jahr hatten noch 67 Prozent darüber geklagt.
Die Zahlen ergeben sich aus einer repräsentativen Umfrage des
Bauernverbands. Das aktuelle "Konjunktur- und Investitionsbarometer
Agrar" vom März wurde für den Bauernverband, den VDMA-Fachverband
Landtechnik und die Landwirtschaftliche Rentenbank vom
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt erstellt. Die Bundesregierung
strebt bis 2025 den flächendeckenden Ausbau eines gigabitfähigen
Netzes an. Dem Präsidenten des Bauernverbands, Joachim Rukwied, ist
das nicht ambitioniert genug. Man verliert Zeit und vergibt Chancen.
Die Bauern brauchen ein hochleistungsfähiges Internet mit
flächendeckenden Glasfaseranschlüssen und einem flächendeckenden
Mobilfunknetz auch in ländlichen Räumen mit geringer
Bevölkerungsdichte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7749: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel: Ökosystem der Polarregion ändert sich

Wer an Tiere der Arktis denkt, die durch den Klimawandel bedroht sind,
wird wohl vor allem Eisbären und Robben vor Augen haben. Allerdings
haben Forscher um Amanda Koltz von der Washington University in St.
Louis dpa zufolge festgestellt, daß sich auch der Bestand wichtiger
Insekten, Spinnentiere oder Tausendfüßer in der Polarregion deutlich
verändert hat. Untersuchungen hatten gezeigt, daß die höheren
Temperaturen im Sommer und Herbst sowie weniger Fröste im Winter den
Anteil pflanzen-fressender und parasitärer Krabbeltiere erhöht haben,
während gleichzeitig die Zahl der Gliederfüßer sank, die sich von Aas
und Pflanzenresten am oder im Boden ernähren. Koltz ist sich sicher,
daß sich das auf das gesamte Ökosystem auswirken wird. So sind viele
Gliederfüßer wichtig als Nahrung für die Vögel der Tundra.

22. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7754: Märkte und Finanzen - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Freihandelsvereinbarung von EU und Mexiko

Die Europäische Union und Mexiko haben sich auf ein vorläufiges
Freihandelsabkommen geeinigt, dessen Grundzüge Handelskommissarin
Cecilia Malmström und Mexikos Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo
am Samstag vorstellten. Demnach streben die Europäische Union und
Mexiko einen Handel an, der offen und fair ist und auf Regeln
basiert. Zum Beispiel wird Mexiko leichter Orangensaft, Honig und
Thunfisch nach Europa ausführen können. Umgekehrt entfallen Zölle auf
europäische Milchprodukte wie Käse sowie Schweinefleisch.
Öffentlichen Ausschreibungen in der EU und in Mexiko sollen für die
jeweils andere Seite zugänglicher werden. Einige Einzelheiten des
künftigen zollfreien Warenaustausches müssen noch geklärt werden.
Ende des Jahres soll der endgültige Text des Abkommens vorliegen.
Ungeklärt ist zur Zeit, ob sich der Freihandel auch auf Fahrzeuge
erstreckt, welche in Mexiko montiert und nicht komplett hergestellt
wurden. Problematisch ist zur Zeit auch die Herkunftsbezeichnung für
Manchego. Der Hartkäse wird in der spanischen Region Kastilien-La
Mancha aus Schafsmilch hergestellt und in Mexiko aus Kuhmilch.

Mit dem Abkommen bekräftigen beide Seiten, daß sie ihren
Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen nachkommen
wollen. Außerdem wollen sie Korruption im privaten und öffentlichen
Sektor bekämpfen.

Das Freihandelsabkommen, welches entsprechende Vereinbarungen aus dem
Jahr 2000 ablösen soll, war angesichts der protektionistischen
Politik Washingtons beschleunigt zustande gekommen. Nach den USA und
China ist die EU der drittwichtigster Handelspartner Mexikos.

Die EU hat bereits Freihandelsabkommen mit Kanada, Japan und
Singapur getroffen und ist um weitere Partner bemüht. In den
kommenden Tagen beginnen Gespräche mit dem südamerikanischen
Wirtschaftsblock Mercosur.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7772: Aus Forschung und Technik - 22.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Galaxy S7 und S7 edge erhalten schon bald Android Oreo

Lang hat es gedauert, doch jetzt scheint der Zeitpunkt kurz bevor zu
stehen, daß die beiden Samsung-Veteranen Galaxy S7 und S7 edge
endlich Android 8.0 Oreo erhalten. Noch sind es zwar nur Gerüchte,
aber nach denen soll das Betriebssystem-Update laut Curved am 18. Mai
für die beiden Geräte ausgerollt werden. Nur wenig später, am 1.
Juni, sollen die 2017 erschienenen Modelle Galaxy A7, A5 und A3
ebenfalls die neue Version von Googles Betriebssystem für mobile
Geräte erhalten.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1652: Regierungspressekonferenz vom 20. April 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 20. April 2018

Regierungspressekonferenz vom 20. April 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Hannover Messe 2018, Treffen
mit dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, Empfang des
australischen Premierministers, Kabinettssitzung, Girls' Day, Eröffnung der
Internationalen Luft- und Raumfahrtausstellung, Treffen mit dem albanischen
Ministerpräsidenten, Reise nach Washington), Frauen in Führungspositionen
im BMWi, Nuklearabkommen mit dem Iran, mögliche US-Sanktionen gegen
deutsche Firmen im Zusammenhang mit dem Projekt Nord Stream 2, Reisen des
Bundesaußenministers (G7-Außenministertreffen in Toronto, Vereinte
Nationen, zweite Brüsseler Konferenz zum Thema "Unterstützung der Zukunft
Syriens und der Region"), Ermittlungsverfahren gegen eine Mitarbeiterin des
BAMF wegen der Verleitung zu Asylmissbrauch, vorgezogene Neuwahlen in der
Türkei, Softwarenachrüstungen bei Diesel-Kfz, Standortkonzepte zur
Infrastrukturgesellschaft und zum Fernstraßenbundesamt, Zukunft der
deutschen Opel-Standorte, Grenzstreit zwischen Slowenien und Kroatien,
Besuch des französischen Präsidenten bei der Bundeskanzlerin, Prüfung von
HIV-Heimtests, mutmaßliche Chemiewaffeneinsatz in Syrien, türkische
Militäroffensive auf Afrin, Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem indischen
Premierminister, Wahl eines neuen Staatspräsidenten in Kuba, Entschärfung
einer Fliegerbombe in Berlin, Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer
Musterfeststellungsklage, angebliche Funde von Chemiewaffen deutscher
Herkunft in Ost-Ghuta, Vorratsdatenspeicherung


Sprecher: StS Seibert, Einhorn (BMWi), Korff (BMI), Fehling (BMF),
Breul (AA), Strater (BMVI), Langenbruch (BMU), Jäger (BMAS), Berve-Schucht
(BMG), Kall (BMJV), Einhorn (BMWi)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag! Am Sonntag und am Montag wird die Bundeskanzlerin
auf der Hannover Messe sein. Das hatten wir Ihnen bereits angekündigt, auch
die verschiedenen Formate der Begegnung mit dem Präsidenten des
mexikanischen Partnerlandes, Enrique Peña Nieto, sodass ich das jetzt hier
nicht noch einmal erwähnen muss.

Am Montag um 14 Uhr - dann wieder in Berlin - wird die Bundeskanzlerin mit
dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, Herrn Filippo
Grandi, zu einem Gespräch zusammentreffen. Vor dem Gespräch sind kurze
Pressestatements geplant.

Noch ein weiterer Termin für den Montag: Um 18.45 Uhr empfängt die
Bundeskanzlerin den australischen Premierminister Malcolm Turnbull ebenso
im Kanzleramt. Vor diesem Gespräch sind Pressestatements geplant. Die
Themen sind die bilateralen Beziehungen und natürlich auch die regionalen,
die wirtschaftspolitischen und die globalen Fragen sowie insbesondere ein
Freihandelsabkommen zwischen der EU und Australien.

Am Mittwoch findet um 9.30 Uhr zum bekannten Zeitpunkt die Sitzung des
Bundeskabinetts statt.

Dann - das ist schon gute Tradition - wird die Bundeskanzlerin den
bundesweiten Girls' Day einläuten. Das ist dann der 18. bundeweite
Mädchen-Zukunftstag. Es ist der Kanzlerin auch in diesem Jahr ein
persönliches Anliegen, dass gerade junge Frauen die große Vielfalt der
MINT-Berufe - Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik - für
sich als Perspektive entdecken. Auch wenn sich das Image technischer Berufe
bei Frauen sicherlich über die Jahre positiv verändert hat: Viele
entscheiden sich immer noch überproportional häufig für sogenannte typisch
weibliche Berufsbilder. Das hat auch der gerade in dieser Woche vorgelegte
Berufsbildungsbericht 2018 gezeigt.

Die Bundeskanzlerin wird im Kanzleramt 24 Mädchen aus drei Berliner Schulen
zu Gast haben. Es wird einen Technik-Parcours geben. Die Bundeskanzlerin
trifft diese Mädchen um 11.15 Uhr. Dann gibt es ein Foto, sie hält ein
kurzes Statement, und sie wird auch den Parcours besuchen.

Am Mittwochmittag dann hier in Berlin auf dem Messegelände Berlin
ExpoCenter Airport die Eröffnung der Internationalen Luft- und
Raumfahrtausstellung durch die Bundeskanzlerin. Partnerland der ILA ist in
diesem Jahr Frankreich. Frankreich wird, so die Planung, durch die
Staatssekretärin im französischen Wirtschaftsministerium, Delphine
Gény-Stephann, und die französische Botschafterin hier in Berlin, Frau
Descôtes, vertreten sein.

Gegen 13.15 Uhr findet die Eröffnungsansprache der Bundeskanzlerin statt
und dann ein Rundgang, bei dem sie eine Reihe deutscher, französischer und
internationaler Aussteller besuchen wird. Der Fokus liegt auf
deutsch-französischen Gemeinschaftsprojekten aus den Bereichen zivile
Luftfahrt, militärische Kooperation und Raumfahrt.

Wir sind immer noch beim Mittwoch. Um 15.30 Uhr ist wieder ein
internationaler Gast im Kanzleramt, und zwar der Ministerpräsident
Albaniens, Edi Rama. Im Mittelpunkt des Gesprächs stehen die bilateralen
Beziehungen, regionale Fragen, auch der Stand der EU-Annäherung Albaniens.
Vor dem Gespräch sind für 15.30 Uhr Pressestatements vorgesehen.

Wir hatten Sie auch schon über die dann folgende Reise der Bundeskanzlerin
nach Washington zu Gesprächen mit Präsident Trump im Weißen Haus zumindest
informiert. Das wird am Freitag, dem 27. April, sein. Sobald wir noch
nähere Details für Sie haben, informieren wir Sie auch über diese. Mehr
kann ich im Moment für die kommende Woche nicht ankündigen.

Frage: Zum Stichwort Girls' Day wollte ich vom Wirtschaftsministerium etwas
wissen. Weil Herr Seibert vom dem Motto sprach, dass Frauen die Chancen im
Beruf und in der beruflichen Perspektive entdecken, wollte ich fragen,
welche beruflichen Perspektiven der neue Wirtschaftsminister Frauen in
seiner Führungsstruktur zu geben gedenkt.

Einhorn: Vielen Dank für die Frage. - Bei uns sieht es so aus, dass die
drei Parlamentarischen Staatssekretäre schon längst bekannt und benannt
sind. Jetzt haben wir auch den neuen beamteten Staatssekretär, Herrn
Nußbaum. Weitere beamtete Staatssekretäre oder -sekretärinnen stehen noch
aus. Die Ernennung ist noch nicht abgeschlossen. Ich muss noch um ein
bisschen Geduld bitten. Was die Karrierechancen der Benannten angeht,
werden wir ja dann sehen.

Zusatzfrage: Das heißt, dass bisher keine Frauen im obersten
Führungssegment auftauchen, ist irgendwie Vergangenheitslast für Herrn
Altmaier und soll mit den letzten noch ausstehenden Berufungen korrigiert
werden?

Einhorn: Ich würde jetzt bei zwei oder drei Wochen im Amt noch nicht von
Vergangenheit sprechen. Das ist einfach ein Prozess, der noch läuft. Es
kommen noch beamtete Staatssekretäre, und dann werden wir sehen, um wen es
sich dabei handelt.

Frage : Gibt es einen Girls' Day im BMI?

Korff: Ja, es gibt den Girls' Day im BMI. Das genaue Programm kenne ich
nicht. Aber ich weiß, dass es einen Girls' Day im BMI gibt.

Zusatzfrage : Mit Involvierung von Herrn Seehofer?

Korff: Ich sagte ja gerade: Ich kenne das genaue Programm nicht.

Zusatzfrage : Können Sie das nachreichen?

Korff: Auch das kann ich gerne nachreichen.

Frage : Herr Seibert, wird es ein Briefing vor der Reise der Kanzlerin nach
Washington geben?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen heute bisher nicht ankündigen.

Frage: Auch eine Frage zu der USA-Reise: Es gab gestern aus den USA
Spekulationen aufgrund der Diktion der amerikanischen Mitteilung, dass es
keine richtige Pressekonferenz, sondern nur sogenannte Statements oder eine
"press availability" der beiden Staatschefs in Washington gibt. Wissen Sie,
ob es eine Pressekonferenz gibt? Wenn es keine geben wird, warum eigentlich
nicht?

StS Seibert: Ich kenne diese Spekulationen nicht. Ich sehe auch keinen
Grund für sie, auch nicht in der amerikanischen Ankündigung und schon gar
nicht in unserer. Wir haben eine Pressekonferenz angekündigt, und darauf
stellen wir uns ein.

Frage : Herr Seibert, können Sie schon sagen, wer noch mitreisen wird, was
zum Beispiel Wirtschaftsvertreter angeht?

StS Seibert: Das ist eine eintägige Reise. Die Bundeskanzlerin hat ja außer
dem Besuch in Washington kein weiteres Programm. Ganz im Zentrum werden die
Gespräche im Weißen Haus stehen. Insofern gehe ich jetzt, Stand heute, von
der üblichen Begleitung der Bundeskanzlerin durch ihre engen politischen
Berater aus.

Frage: Herr Seibert, ein Thema, was angesprochen werden wird, ist ja
wahrscheinlich das Thema Handel. Wie optimistisch ist denn die
Bundesregierung, dass man die doch nahende Frist des 1. Mai für Schutz-
oder Strafzölle gegen europäische Aluminium- und Stahlprodukte zumindest
verlängern kann?

StS Seibert: Ich habe hier solche Gefühle nicht auszudrücken. Die
US-Entscheidung, die EU von diesen Zöllen auf Stahl und Aluminium vorerst
auszunehmen, läuft zum 1. Mai aus. Das ist eine kurze Frist, die da noch
verbleibt. Insofern sieht man schon daran, dass das eine Angelegenheit
großer Dringlichkeit ist.

Wir wollen nicht in eine Spirale der Handelsmaßnahmen kommen, bei der zum
Schluss - davon sind wir überzeugt - alle beide Seiten verlieren werden.
Wir sind an einem fairen internationalen multilateralen Handel
interessiert. Wir werden uns auch weiterhin gegen Protektionismus
aussprechen. Ich bin sicher, dass die Bundeskanzlerin im Rahmen dieses
Washington-Besuchs auch die Gelegenheit finden wird, die deutsche Haltung,
die Haltung der Bundesregierung, gegenüber dem US-Präsidenten zu
verdeutlichen.

Zusatzfrage: Herr Scholz hat ja gerade Gespräche in Washington geführt.
Haben Sie schon eine Rückmeldung bekommen, wie erfolgreich die sind? Ist
Ihr Optimismus nach diesen Gesprächen gewachsen, dass es gelingt, diese
Frist zu verlängern?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob das Ministerium von Herrn Scholz dazu etwas
sagen will.

Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass es weitere Gespräche der EU mit den
USA gibt, weil die Maßnahmen der US-Seite aus unserer Sicht, wie wir es
auch schon gesagt haben, nicht gerechtfertigt sind und weil wir die Gefahr
sehen, dass es zu Eskalationen, zu einer Spirale von Maßnahmen führen kann,
die sicherlich beiden Seiten nicht nützen wird. Deswegen werden wir unsere
Überzeugung klarmachen. Das hat Herr Scholz gestern im Weißen Haus
gegenüber dem Vizepräsidenten und seinen übrigen Gesprächspartnern getan,
und das wird die Kanzlerin am nächsten Freitag tun.

Fehling: Herr Scholz hat sich gestern kurz dazu geäußert. Viel mehr werde
ich dazu auch nicht sagen. Es geht darum, jetzt gemeinsam mit den USA gute
Lösungen zu finden.

Frage: Herr Seibert, Wenn Sie sagen "Wir haben eine Pressekonferenz
angekündigt", schlussfolgere ich dann richtig, dass das auch mit den
amerikanischen Partnern vorher so abgesprochen war und dass eine
Pressekonferenz bedeutet, dass zumindest in dem üblichen Format drei Fragen
von jeder der beiden Seiten - je nachdem, wie die Teilnehmer gestimmt sind -
 gestellt werden dürfen?

StS Seibert: Sie sind schon so lange dabei. Zumindest seit ich dabei bin,
ist das übliche Format immer zwei Fragen von beiden Seiten.

Wenn wir hier einen Besuch ankündigen, dann kündigen wir natürlich die
Programmpunkte so an, wie wir sie mit unseren Gastgebern besprochen haben.

Zusatzfrage: Inklusive der Pressekonferenz?

StS Seibert: In allen Programmpunkten.

Frage : Weil wir schon beim Thema "Scholz in Washington" sind, würde ich
gerne beim Finanzministerium nachfragen, ob das Thema "Folgen der
amerikanischen Russland-Sanktionen" für die deutsche Wirtschaft in dem
Gespräch mit Pence angeschnitten wurde.

Fehling: Zu Einzelheiten der Gesprächsinhalte kann ich Ihnen hier nichts
Weiteres mitteilen. Minister Scholz hat erklärt, dass es eine große
Bandbreite an Gesprächsthemen mit den USA gibt. Dabei möchte ich es gerne
belassen.

Zusatzfrage : Teilt denn das Wirtschaftsministerium die Befürchtung zum
Beispiel des Ostausschusses der deutschen Wirtschaft, dass die
USA-Sanktionen gegen Russland massive negative Folgen für die deutschen
Unternehmen haben werden, inklusive Deutsche Bank, Commerzbank oder auch
andere Konzerne?

Einhorn: Wir sehen uns die neuerlichen US-Sanktionsmaßnahmen gegen Russland
genau an und sind auch noch dabei, diese zu prüfen. Wir stehen auch im
engen Kontakt mit den Unternehmen und mit der US-amerikanischen Seite. Wir
können hier noch keine wirtschaftlichen Auswirkungen kommentieren oder
darstellen. Aber wir prüfen das auf jeden Fall auch im Hinblick auf die
eventuellen Auswirkungen auf deutsche Unternehmen.

Zusatzfrage: Letzte Frage an Herrn Seibert: Wird die Kanzlerin das Thema in
Washington ansprechen?

StS Seibert: Ich kann jetzt wirklich nicht vorwegnehmen, was die
Bundeskanzlerin in Washington alles ansprechen wird. Ich bin ganz sicher,
dass neben den Handelsfragen, über die wir hier gesprochen haben, auch
Fragen der internationalen Lage - und dazu gehört natürlich beispielsweise
auch das Verhalten Russlands - ein Thema sein wird. Ich möchte hier nicht
ins Detail gehen. Aber dazu ist dann sicherlich später noch Gelegenheit.

Frage : Herr Seibert, ich wollte zur Frage zurückkommen, was die Deadline
am 1. Mai angeht. Das sind ja wirklich nur noch ein paar Tage, die zwischen
dem Besuch der Kanzlerin und diesem Ablaufen der Deadline liegen. Ist die
Erwartung der Bundesregierung, dass einfach durch nochmalige Darstellung
der deutschen Position der US-Präsident überzeugt werden kann, dass er doch
noch einmal die Deadline verlängert, oder hat die Kanzlerin irgendetwas im
Gepäck, was ihn möglicherweise ein bisschen besänftigen könnte?

StS Seibert: Ich sage es noch einmal: Wir haben immer darauf hingewiesen,
dass wir gute transatlantische Beziehungen, auch gute transatlantische
Handelsbeziehungen wollen. Wir wollen deswegen im Rahmen der WTO-Regeln zu
dem Thema, das zwischen uns steht, die Gespräche mit den USA fortsetzen. Es
handelt sich ja hier nicht um ein bilaterales Thema, sondern um ein Thema,
das die ganze EU betrifft. Deswegen ist natürlich für uns der Austausch in
dieser Frage beispielsweise mit den Franzosen - gestern war der
französische Präsident Macron hier -, aber auch mit den anderen
europäischen Partnern immens wichtig, der ganz enge Kontakt zu Frau
Malmström, die in der Kommission dieses Thema bearbeitet und die mit
unserem Wirtschaftsminister im engen Kontakt steht.

Ich will jetzt hier nicht Weiteres über die anstehenden Gespräche der
Bundeskanzlerin zu diesem Thema sagen.

Frage : Herr Seibert, gestern hat die Kanzlerin noch länger mit Herrn
Macron gesprochen und sich auch, wie sie beide gesagt haben, über den
Besuch abgestimmt. Können Sie ein paar Details dazu sagen, unter anderem,
was den Handel angeht? Sind Sie zu einer Einigung gekommen?

Was den Iran angeht, arbeitet Europa, auch eng zusammen mit Frankreich und
Deutschland, offensichtlich daran, eine Position gegenüber dem konkreten
Raketenprogramm des Iran zu finden. Können Sie etwas zu dem Stand der Dinge
sagen?

StS Seibert: Ich möchte über die sehr intensiven und tiefen Gespräche der
Bundeskanzlerin mit dem französischen Präsidenten hier nichts weiter im
Detail sagen. Die beiden haben sich in einer kurzen Pressekonferenz gestern
im Humboldt Forum präsentiert. Wir machen auf vielen Gebieten Fortschritte.
Es ist eine Zwischenstation auf dem Ziel des im späten Juni stattfindenden
Europäischen Rates, bei dem Deutschland und Frankreich auf zahlreichen
Gebieten gemeinsame Positionen vorstellen wollen. Bis zu diesem Zeitpunkt
wollen wir diese erarbeitet haben. Wir sind auf der Wegstrecke, das zu
erarbeiten und machen Fortschritte. Mehr möchte ich jetzt hier im Detail
nicht sagen. Was ich gerade zum Handel gesagt habe, kann ich hier noch
einmal wiederholen, was ich nicht so sehr sinnvoll finde.

Zusatz : Die Frage bezog sich nicht auf die EU-Reformen, sondern auf die
nächste Woche und die Abstimmung gegenüber dem Auftreten bei Herrn Trump.

StS Seibert: Die beiden haben in der Tat auch über ihre jeweiligen
bevorstehenden Washington-Besuche gesprochen und werden miteinander gut
abgestimmt bleiben, wie sich das zwischen Deutschland und Frankreich auch
gehört.

Zusatzfrage : Könnten Sie oder vielleicht auch das Außenamt etwas zu diesem
Raketenprogramm sagen und auch dazu, was man diesbezüglich auf europäischer
oder auf deutscher Ebene plant?

Breul: Das ist, ehrlich gesagt, nicht überraschend: Wir haben eine
gemeinsame EU-Position, nämlich die, dass wir das iranische ballistische
Raketenprogramm mit großer Sorge sehen, dass wir den Iran dazu auffordern,
auch die einschlägigen VN-Sicherheitsratsresolutionen umzusetzen und wir
innerhalb der EU und auch gemeinsam mit unseren amerikanischen Partnern
beraten, wie wir mit dieser anhaltenden Nonkonformität des Iran mit dem
Völkerrecht umgehen.

Von daher: Wir haben eine EU-Position. Entscheidend ist das, was der Iran
macht. Wir beobachten das sehr genau und werden gemeinsam damit umgehen.

Zusatzfrage : Nach meinen Informationen wird auf EU-Ebene an einer Reaktion
auf dieses ballistische Raketenprogramm gearbeitet und nicht in dem
Rückzug, in den Sie jetzt gerade gegangen sind. Da gibt es offensichtlich
aktuelle Gespräche.

Breul: Genau! Das ist Teil einer laufenden Debatte. Es gab am Montag eine
Sitzung der EU-Außenminister, bei der das zur Sprache gekommen ist und nach
der der Außenminister sich auch geäußert hat. Das ist nichts Neues, sondern
das ist unsere fortlaufende Auseinandersetzung und Weiterentwicklung
unserer Iran-Politik innerhalb der EU.

Zusatz : Ehrlich gesagt, finde ich es unbefriedigend, weil ich eigentlich
nur ganz kurz den Sachstand von vor der Reise der Kanzlerin nach Washington
abfragen wollte, wie der aktuelle Stand ist und mit welcher Position man in
diese Gespräche am Freitag hineingeht.

Breul: Genau das habe ich doch gerade getan.

Zusatz : Sehr allgemein.

Frage : Herr Breul, gibt es eigentlich eine gemeinsame EU-Position zum
US-Drohnenprogramm? Das wird die Kanzlerin ja bestimmt auch ansprechen.

Breul: Einen unmittelbaren Zusammenhang zu der Reise der Kanzlerin kann ich
jetzt nicht erkennen. Ich kann mich gerne einmal schlau machen, was in den
zuständigen EU-Ratsarbeitsgruppen über dieses Thema beraten wird. Das kann
ich gerne nachreichen.

Frage : Herr Seibert, Herr Breul, eine Frage zum Iran. Der US-Präsident
muss bis zum 12. oder 14. Mai entscheiden, wie er sich in Sachen
Nuklearprogramm entscheidet. Gibt es eigentlich irgendwelche Vorkehrungen,
Vorgespräche, Vorbereitungen für den Fall, dass er negativ entscheidet?

StS Seibert: Ich kann an dieser Stelle und zum heutigen Tag nur noch einmal
wiederholen, wie wir zu diesem JCPoA, also dem Nuklearabkommen mit Iran,
stehen. Wir - Deutschland, Frankreich, das Vereinigte Königreich - haben
das schon im Oktober 2017 in einer gemeinsamen Erklärung ganz klargemacht.
Die Haltung ist völlig unverändert. Wir sind diesem JCPoA und der
vollständigen Umsetzung des Abkommens durch alle Seiten verpflichtet. Wir
sehen es als ein Abkommen in unserem gemeinsamen nationalen
Sicherheitsinteresse. Es war das Ergebnis langer - ich denke: 13-jähriger -
diplomatischer Bemühungen. Es war ein wichtiger Schritt, um
sicherzustellen, dass das iranische Nuklearprogramm nicht zu militärischen
Zwecken verwendet wird. Es wurde einstimmig vom UN-Sicherheitsrat
bestätigt. Insofern stehen wir hinter diesem Abkommen.

Trotzdem - da sind wir wieder bei dem Thema - haben wir schon in der
damaligen Erklärung wie auch mehrfach seit dem ganz deutlich gemacht, dass
wir uns ebenso über das ballistische Raketenprogramm und über die
regionalen Aktivitäten des Irans Sorgen machen, weil auch das
Raketenprogramm und die regionalen Aktivitäten unsere europäischen
Sicherheitsinteressen berühren.

Frage: Herr Seibert, ich will noch einmal zu Sanktionen fragen. Unabhängig
von den Sanktionen, die direkt gegen Russland erhoben werden, gibt es ja
auch einige, die sich möglicherweise gegen deutsche und europäische Firmen
richten, die an Nord Stream 2 mitarbeiten werden.

Ist die Position der Bundesregierung, dass deutsche und europäische Firmen
von diesen drohenden Sanktionen ausgenommen werden müssen, und wird Frau
Merkel das gegenüber Herrn Trump sagen?

StS Seibert: Zunächst einmal gibt es diese Sanktionen noch nicht. Ich will
jetzt nicht mutmaßen. Die Bundeskanzlerin wird sicherlich, wenn das Thema
kommt, unsere Haltung als die der Bundesregierung zum gesamten
Nord-Stream-2-Projekt noch einmal deutlich darlegen, und zwar sowohl zu der
unternehmerischen Seite als auch zu dem politischen Umfeld, in dem dieses
Projekt wirkt.

Frage : Herr Seibert, wie wichtig ist für die Kanzlerin die Ansicht, dass
die Sanktionen gegenüber Russland zwischen den USA und der Europäischen
Union abgestimmt werden sollten?

StS Seibert: Meinen Sie Sanktionen in dem Zusammenhang, den ihr Kollege
angesprochen hat, oder Sanktionen wegen der Krim oder der Ostukraine?

Zusatz : Ich meine generell Sanktionen gegenüber Russland. Es hieß ja
immer, die Sanktionen sollten zwischen den USA und der EU abgestimmt
werden.

StS Seibert: Ja, das ist sicherlich auch sehr wünschenswert. So wird es ja
auch im Zusammenhang mit den Sanktionen wegen der völkerrechtswidrigen
Annexion der Krim und den Sanktionen wegen der Destabilisierung der
Ostukraine gehandhabt.

Aber es fällt mir schwer, über Sanktionen, die es noch gar nicht gibt, zu
mutmaßen.

Zusatz : Entschuldigung, aber es gibt jetzt Sanktionen gegen sieben
russische Unternehmen und zwölf russische Konzerne.

StS Seibert: Das ist richtig. Aber ich sprach gerade von denen, die ihr
Kollege meinte.

Wir werden da, wo die Interessen deutscher Unternehmen und der deutschen
Industrie berührt sind, natürlich auf allen Arbeitsebenen auch unsere
Punkte deutlich machen und klar machen, wo wir Sorgen haben und
unerwünschte Effekte sehen.

Frage : Herr Seibert, Sie sagten auch etwas zu einem Treffen mit dem
UN-Flüchtlingskoordinator oder -vertreter. Was hat die Kanzlerin da denn im
Gepäck? Vielleicht mehr Geld für die UN-Flüchtlingshilfe?

StS Seibert: Es handelt sich um den Hohen Flüchtlingskommissar der UN,
Herrn Filippo Grandi. Die Bundeskanzlerin hatte vor gar nicht so langer
Zeit schon ein Treffen mit ihm und dem Chef der Internationalen
Organisation für Migration. Es gibt eine sehr enge Zusammenarbeit zwischen
der Bundesregierung und dem UN-Flüchtlingskommissar. Deutschland ist ein
bedeutender Unterstützer der Arbeit des UN-Flüchtlingskommissars, auch ein
finanzieller Unterstützer. Das hat er selbst auch mehrfach hervorgehoben.

Wir werden zum Beispiel sicherlich über die Möglichkeiten sprechen - das
war ein großes Thema bei der vergangenen Begegnung mit Herrn Grandi -, in
Libyen noch mehr im Sinne humanitärer Versorgung von Flüchtlingen und
Migranten zu erreichen, die dort gestrandet sind. Das ist ein wichtiger
Punkt in der Arbeit des UNHCR. Dann wird man sehen, wo deutsche
Unterstützung noch zusätzlich gefragt sein kann. Ich kann dazu jetzt nichts
vorwegnehmen.

Breul: Außenminister Maas wird morgen eine Reise über drei Stationen
antreten. Er reist zunächst nach Toronto zum G7-Außenministertreffen. Dort
sind im Kreise der Amtskollegen intensive Gespräche geplant, unter anderem
zum Verhältnis zu Russland, zur Ukraine-Krise, zu Syrien, zum Iran und zu
Nordkorea. Auch langfristige strategische Fragen wie Konfliktprävention und
Friedenssicherung stehen dort auf der Agenda.

Am Montag geht es dann direkt weiter zum zweiten Besuch von Herrn Maas bei
den Vereinten Nationen. Der Außenminister wird dort an einer Veranstaltung
des Präsidenten der Generalversammlung teilnehmen und zum Thema
"Konfliktprävention und Friedenssicherung" sprechen. Geplant sind auch
Gespräche und Treffen am Rande, bei denen Außenminister Maas für die
deutsche Kandidatur als nicht ständiges Mitglied im Sicherheitsrat
2019/2020 werben wird.

Dienstagnacht geht es dann zurück nach Brüssel, wo am Mittwoch die zweite
Brüsseler Konferenz für Syrien und die Nachbarländer stattfinden wird,
geleitet von der EU. Den Co-Vorsitz hat der Generalsekretär der Vereinten
Nationen, Herr Guterres. Bei der Konferenz wird die Unterstützung für den
politischen Prozess unter Ägide der Vereinten Nationen erneut bekräftigt
werden. Im Fokus steht aber die humanitäre Hilfe und Unterstützung für die
Menschen in Syrien und den Nachbarländern.

Frage: Herr Seibert, zum Thema des Vorwurfs des Verdachts der
Bestechlichkeit und bandenmäßigen Verleitung zur missbräuchlichen
Asylantragsstellung beim BAMF, Außenstelle Bremen, würde mich
interessieren, ob dieser Vorgang, der im Moment läuft, für die
Bundesregierung derzeit nur einen kriminalpolizeilichen Effekt hat, oder ob
möglicherweise auch politische Schlussfolgerungen für die Aufstellung und
die Beschäftigung mit dem Thema Asyl in Deutschland zu ziehen sind.

Gibt es Kenntnisse - das geht an Sie oder an das BMI - darüber, ob Bremen
der absolute Ausnahme-, Einzel-, Sonderfall ist, oder gibt es jetzt Anlass,
an allen Stellen beim BAMF und seinen Außenstellen noch einmal
nachzuforschen, inwieweit Korruption bei der Vergabe von
Schutzberechtigungsstatus möglich ist?

StS Seibert: Was es gibt und wovon wir alle vor noch nicht allzu langer
Zeit erfahren haben, ist, dass es Ermittlungen gegen einzelne Personen
unter einem erheblichen Verdacht gibt. Ich denke, die Reihenfolge müsste
sein: Die Justiz macht ihre Arbeit, ermittelt, was war, und dann wertet man
das aus. - Ich sehe mich hier nicht in der Lage, Ihnen jetzt schon zu einem
Vorgang, von dem ich eigentlich nur ein paar Überschriften kenne,
politische Konsequenzen anzukündigen. Das hielte ich auch für völlig
falsch.

Vielleicht will das BMI etwas dazu sagen, aber ich denke, erst einmal
müssen diese sehr ernsthaften Verdachtsmomente geklärt und es muss
ermittelt werden. Genau dies scheint ja nun im Gange zu sein.

Korff: Genau. Ich kann tatsächlich gern ergänzen und erst einmal seitens
des BMI für das BAMF die Meldung bestätigen, dass es dieses
Ermittlungsverfahren wegen der Verleitung zu Asylmissbrauch gegen eine
Mitarbeiterin des BAMF gibt. Die Ermittlungen werden von der
Staatsanwaltschaft Bremen geführt. Das wissen Sie. Sie hat es eben auch
bestätigt.

Mit Blick auf den Einzelfall können wir, wie Sie ja wissen, angesichts des
laufenden Ermittlungsverfahrens keine weiteren Informationen geben.

Allerdings sind aus unserer Sicht die beiden Hinweise relevant, dass das
BAMF bei der zuständigen Staatsanwaltschaft unmittelbar nach Bekanntwerden
Strafanzeige gegen die Mitarbeiterin gestellt hat - das BAMF arbeitet bei
der Aufklärung dieses konkreten Falles eng mit der Staatsanwaltschaft
zusammen - und dass die betroffene Beamtin von den Dienstgeschäften
entbunden wurde. - So viel zum konkreten Fall.

Darüber hinaus stimme ich Herrn Seibert natürlich zu, dass wir uns erst
einmal das Ergebnis der Ermittlungen in dem Fall anschauen müssen.

Über die Maßnahmen, die das Bundesamt zur Qualitätssicherung in den letzten
Jahren eingeführt hat, wurde an dieser Stelle schon häufig berichtet. Das
könnte ich gern wiederholen. Aber im Grunde ist es nicht so, dass das ein
völlig neues Phänomen wäre und sich das Bundesamt angesichts dieses Falles
erstmalig mit Korruptionsbekämpfung auseinandersetzen müsste. Nein, das
Gegenteil ist der Fall: In den letzten Jahren und verstärkt im letzten Jahr
wurden Maßnahmen eingeführt. Letztlich zeigt sich das ja auch daran, dass
dieser Fall aufgedeckt und zur Strafanzeige gebracht wurde.

Zusatzfrage: Frau Korff, Sie sprachen die Maßnahmen zur Qualitätssicherung
an. Gehörte dazu nicht auch die Tatsache, dass man die BAMF-Entscheidung
über Asylfälle nicht nach eher willkürlichen Maßgaben von einem Bundesland
in ein anderes Bundesland ziehen kann, oder stand das bisher nicht im
Fokus?

Es ist ja Tatsache, dass das geschehen ist, dass Fälle aus Niedersachsen
ausdrücklich nach Bremen, zur BAMF-Entscheidung für Bremen, mit ausweislich
deutlich höherer Anerkennungsquote als in anderen Ländern gezogen wurden.
Ist das der Normalzustand, oder ist das die Ausnutzung einer
Regelungslücke? Ist das zu akzeptieren?

Korff: Das betrifft den konkreten Fall. Deswegen - - -

Zusatz: Aber Tatsache ist - deswegen wurde ja Strafanzeige gestellt - - -

Korff: Ja, aber die einzelnen Vorgehensweisen dieser Mitarbeiterin oder
vielleicht auch der Struktur sind ja nun Gegenstand der Ermittlungen. - Ich
kann das jetzt in dieser Form nicht bestätigen.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Frau Korff. Erstens: Sie haben erwähnt, dass
das BAMF selbst Strafanzeige gestellt hat. Das hat es aber wohl doch erst
getan, nachdem es vonseiten des niedersächsischen Innenministeriums darauf
aufmerksam gemacht wurde. Es geht um 1200 Verdachtsfälle. Bedeutet das
nicht, dass die Innenrevision des BAMF selbst nicht gut genug aufgestellt
ist? Denn das hätte eigentlich schon vorher auffallen können.

Zweitens: Die relativ hohe Anerkennungsquote in Bremen hat möglicherweise
auch damit zu tun, dass im Bremer BAMF die Anhörung und die Entscheidung in
der Hand ein und derselben Person liegen. Das ist in anderen
BAMF-Außenstellen offenbar voneinander getrennt. Ist es tatsächlich so,
dass die einzelnen BAMF-Außenstellen selbstständig entschieden können, wie
das Prozedere der Entscheidungsfindung abläuft? Hält das BMI eine
einheitliche Regelung für geboten?

Korff: Zur letzten Frage, zur Frage der Trennung von Anhörung und
Entscheidung, haben wir uns auch in der Vergangenheit schon häufig
geäußert. Ja, das BMI hält eine Trennung von Anhörung und Entscheidung für
ein richtiges Instrument. Wir haben oft gesagt, warum das wichtig ist. Dass
es allerdings in der Vergangenheit aus organisatorischen Gründen oder im
Einzelfall manchmal trotzdem möglich sein musste, die beiden Funktionen in
einer Person zu vereinen, ist so. Das wird auch in Zukunft immer einmal
wieder der Fall sein, sei es aus fachlichen oder aus organisatorischen
Gründen. Das Ziel des BMI und auch des BAMF ist es, zu einer weitgehenden
Trennung von Anhörung und Entscheidung zu kommen.

Wie es in dem konkreten Fall war, kann ich Ihnen tatsächlich nicht sagen.
Ich kann in diesem Moment zu diesen und allen weiteren den Fall
betreffenden Fragen keine Auskunft geben.

Zusatz: Meine erste Frage war, ob es zutrifft, dass der Hinweis über 1200
Verdachtsfälle vom niedersächsischen Innenministerium kam und nicht von der
BAMF-Innenrevision selbst.

Korff: Dazu kann ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt keine weiteren Angaben
machen.

Frage : Frau Korff, ich möchte zum einen die Frage meines Kollegen noch
einmal stellen, weil sie ja nicht den aktuellen Fall betrifft. Die Frage
ist: Passiert es oft, dass Flüchtlinge in andere Bundesländer zur
Entscheidung gebracht werden? Ist das erlaubt?

Die zweite Frage: Sie haben eben gesagt, das BAMF habe unmittelbar nach
Bekanntwerden Strafanzeige gestellt. Heißt das, unmittelbar nach September
2016, als Herr Pistorius an Herrn Weise geschrieben hat? Wann ist das
passiert, und wann hat das BMI von der Sache erfahren?

Korff: Das alles kann ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt nicht sagen. Wir
werden die Prozesse sicherlich heute noch im Einzelnen, soweit es der Fall
anbietet, noch einmal darlegen. Im Moment kann ich Ihnen dazu keine
weiteren Angaben machen.

Zusatz : Auch nicht zu der ersten Frage?

Korff: Doch. Zu der ersten Frage: Es ist so, dass es bestimmte - - - Das
liegt aber sozusagen an der Verteilung von bestimmten Staatsangehörigkeiten
auf die Länder. Es ist ja bekannt, dass es bestimmte Gruppen gibt, die in
manchen Ländern stärker vertreten sind als in anderen Bundesländern.
Inwieweit diese Verlagerung von Zuständigkeiten innerhalb der Außenstellen
möglich ist, wie Sie es ansprachen, weiß ich schlichtweg nicht. Auch das
werde ich gern nachreichen.

Frage : Eine kurze Verständnisfrage: Herr Seibert, Sie sagten gerade, dass
die Vorgänge aufgeklärt und untersucht werden müssten. Ist das ein neues
Prinzip innerhalb der Bundesregierung?

StS Seibert: Das ist eine rhetorische Frage. Ich habe dazu gesagt, was ich
zu sagen habe.

Zusatz : Ihre Politik und Ihre Entscheidungen der letzten Wochen basierten
nicht auf irgendwelchen Sachen, die erstmal untersucht werden müssen.

StS Seibert: Deswegen sage ich ja, dass das eine rhetorische Frage war.

Zusatz : Aber Sie können die Frage ja trotzdem beantworten. Ist das jetzt
neu?

StS Seibert: Bezogen auf das, was jetzt angeblich im BAMF passiert sein
soll, ermittelt die Staatsanwaltschaft, wie es auch sein muss. Danach sind
daraus Schlüsse zu ziehen.

Frage : Frau Korff, zur Größenordnung: Ich vermute, dass man Sie mit dieser
Information vielleicht schon ausgestattet hat, ansonsten bitte ich um
Nachlieferung. In den vergangenen Jahren wurde im BAMF über eine Vielzahl
von Fällen entschieden. Da ist es nicht ungewöhnlich, dass der eine oder
andere Fall auch mal schief entschieden wird oder vielleicht auch mal etwas
vorkommt. Ich wüsste aber gern: Von wie vielen Fällen, die auch nur
annähernd in diese Richtung gehen - Vorwurf der Bestechlichkeit oder der
Vorteilsnahme oder Ähnliches -, ist Ihnen im BMI bekannt? Ist das sozusagen
eine von einer Millionen Entscheidungen, oder wie muss ich mir das grob
vorstellen? Welche Größenordnung hat das?

Korff: Ich habe diese Zahl tatsächlich eben von meinen Kollegen erbeten,
aber noch nicht bekommen.

Zusatzfrage : Dann möchte ich aber auch noch um die Nachlieferung des
genauen Ablaufs bitten, also um das, was die Kollegen schon ansprachen:
Brief Pistorius an Weise im September 2016? Dann würde mich natürlich auch
die Reihenfolge interessieren: Wann wurde die Strafanzeige gestellt, und ab
wann hatte das BAMF selbst dann Ihres Wissens Kenntnis? - Danke.

Korff: Ja.

Frage: Frau Korff, die Zahl der Fälle möchte ich auch wissen. - Betreffen
diese Fälle vor allem Entscheider, die nach 2015 eingestellt wurden? Denn
damals musste das BAMF das Personal ja entschieden aufstocken. Es gab ja
immer die Vermutung, dass die Qualifizierung dieser Mitarbeiter
möglicherweise ein Problem darstellen könnte. Betreffen diese Fälle also
vor allem Mitarbeiter, die nach 2015 eingestellt wurden, oder betreffen sie
auch Entscheider, die schon vorher im BAMF waren? Es wäre nett, wenn Sie
das auch mit nachreichen könnten.

Korff: Das versuchen wir. Im Sommer letzten Jahres haben wir im Zuge des
Falles Franko A. schon sehr ausführlich Stellung zu diesen Fragen genommen.
Aber mittlerweile brauche ich einen neuen Stand, und den gebe ich Ihnen
dann sehr gern.

Frage : Frau Korff, gehen Sie von Korruption im Sinne finanzieller
Vorteilsnahme aus, oder war das möglicherweise eine Art humanitärer Aktion
nach dem Motto "Die Jesiden müssen wir aber - - -" usw.?

Korff: Das ist nun wirklich Gegenstand der Ermittlungen.

Frage: Herr Seibert, Sie sind jetzt auch schon eine Weile im Amt. Deswegen
noch einmal meine Frage: Haben wir es nach Ihrer derzeitigen Wahrnehmung
mit einem kriminalpolizeilichen oder mit einem politischen Schadensfall zu
tun, der sich entwickelt?

StS Seibert: Ich weiß von diesen Ermittlungen seit ein paar Stunden, als
die Meldung der Medien herauskam, und ich bin nicht in der Lage, das zu
beurteilen. Ich finde es weiterhin richtig, dass man diese Ermittlungen
durchführt, bevor man dann sieht - das BMI wird sich auch im Laufe des
Tages noch einmal äußern -, was dort wirklich stattgefunden hat und ob das
zu notwendigen Konsequenzen über den einzelnen Fall hinaus führen muss.

Zusatzfrage: Wäre das, wenn es ihn noch gäbe, ein Fall für den
Flüchtlingskoordinator der Bundesregierung?

StS Seibert: Es wird auch in der jetzigen Aufstellung der Bundesregierung
immer die Personen geben, die sich darum kümmern, wenn es etwas gibt, worum
wir uns politisch in diesem Fall kümmern müssen - aber das werden wir
später sehen.

Frage : An Frau Korff, wahrscheinlich auch ein Fall für die Nachlieferung:
Mich würden der Schutzstatus und die Schutzquote bei Jesiden interessieren -
 sofern man sie überhaupt als solche herausrechnen kann, denn die haben ja
unterschiedliche Staatsangehörigkeiten. Das scheint, wenn ich es richtig in
Erinnerung habe, ja doch etwas höher zu sein.

Korff: Auch das - der Gedanke kam mir eben, während ich hier saß - habe ich
angefordert. Ich habe noch nichts bekommen.

Frage: Nach der gestrigen Ankündigung vorgezogener Neuwahlen in der Türkei
ist ja wieder ein bisschen die Diskussion aufgeflammt, was mit möglichen
Wahlkampfauftritten türkischer Politiker in Deutschland ist. Deswegen ganz
konkret die Frage an das Auswärtige Amt: Gilt weiterhin die im letzten Jahr
ausgesprochene Note, dass Wahlkampfauftritte türkischer Politiker
beziehungsweise überhaupt ausländischer Politiker ab drei Monaten vor dem
Wahltermin in Deutschland unzulässig sind, oder wird die jetzt noch einmal
neu aufgelegt? Was ist da der Stand der Dinge?

Breul: Die kurze Antwort ist: Ja, mit der von Ihnen gemachten
Einschränkung. Das ist also keine Note, die sich speziell an die Türkei
richtet, sondern an alle Staaten, die hier in Deutschland vertreten sind.

Zusatzfrage: Das heißt klipp und klar: Es wird keine Auftritte türkischer
Politiker vor der Wahl hier in Deutschland geben?

Breul: Ich kann die Note gerne noch einmal zitieren. Da wird gesagt:

"Auftritte ausländischer Amtsträger bei Veranstaltungen in Deutschland, die
sich an Wahlberechtigte des auswärtigen Staates richten, bedürfen der
Genehmigung der Bundesregierung.

Die Genehmigung wird grundsätzlich nicht erteilt, wenn der Auftritt in
einem Zeitraum von weniger als drei Monaten vor dem Termin von Wahlen oder
Abstimmungen liegt; diese Regelung gilt grundsätzlich nicht für
Mitgliedstaaten der Europäischen Union."

Frage : Herr Breul, gibt es eine Reiseplanung des türkischen Präsidenten
Erdogan nach Deutschland? Soweit ich weiß, hatte er geplant, im Mai
sozusagen zum Antrittsbesuch zur Kanzlerin nach Deutschland zu kommen.
Besteht dieser Reisewunsch der Türkei noch oder gibt es da keine Planungen
mehr?

StS Seibert: Ob es Reisewünsche der Türkei gibt, müsste ich Sie bitten, die
türkische Seite zu fragen.

Zusatz : Sie wüssten garantiert - -

StS Seibert: Ich kann Ihnen nur sagen, dass wir die Termine wie immer
rechtzeitig bekanntgeben und ich Ihnen heute einen solchen Besuch nicht
ankündigen kann.

Zusatzfrage : Wenn Sie erlauben: Ich habe ja gefragt, ob Ihnen Planungen zu
einem Besuch von Herrn Erdogan in Deutschland bei der Kanzlerin bekannt
sind. Dazu können Sie also auch nichts sagen?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hatte vor mehreren Wochen auf eine
ähnliche Frage gesagt, dass es natürlich vorstellbar ist, dass es auch
wieder einen Besuch des türkischen Präsidenten gibt. Konkrete Planungen gab
es zu dem Zeitpunkt nicht, und von denen kann ich Ihnen auch jetzt nicht
berichten.

Frage : Herr Breul, Sie haben uns die Note ja eben noch einmal verlesen.
Wenn ich mich richtig erinnere, sind Sie selber Jurist. In der Note steht
das schöne Wort "grundsätzlich", und "grundsätzlich" meint juristisch
immer: Eine Ausnahme ist möglich. Glauben Sie, dass Ausnahmen möglich sind
in diesem Fall?

Breul: Das ist eine spekulative Frage. Es liegt kein Antrag der türkischen
Seite vor, einen Auftritt wahrzunehmen.

Zusatzfrage : Gibt es denn einen Antrag auf Unterstützung zur Durchführung
dieser Wahl bei den hier berechtigten Mitbürgern?

Breul: Der liegt uns noch nicht vor. Ich glaube aber auch, dass das ein
bisschen zu früh wäre. Wenn ich das richtig verstanden habe, ist das eine
politische Ankündigung des Präsidenten. Die Umsetzung im Parlament mit der
genauen Bestätigung des Wahltermins soll, soweit ich gehört habe, heute
oder morgen erfolgen. Dann wäre sozusagen der logische Schritt, diesen
Antrag zu stellen. Für den gilt eine andere Frist, nämlich eine von zwei
Monaten. Die Bundesregierung wird das dann, wenn der Antrag gestellt wird,
gemeinsam mit den zuständigen Behörden - das sind insbesondere das BMI und
die Sicherheitsbehörden der Länder, in denen die Wahllokale beantragt
werden - prüfen und rasch bescheiden.

Frage: Herr Breul, da der 24. Juni innerhalb der Dreimonatsfrist läge,
würde dieses Grundsatzprinzip der Dreimonatsfrist für
Wahlkampfveranstaltungen gelten. Wie verhielte es sich bei Veranstaltungen,
die als Kulturveranstaltungen deklariert würden? Wird dann geprüft,
inwiefern ein möglicher Bezug zur Wahl hergestellt wird, oder gilt dann
diese Regelung erst einmal gar nicht?

Breul: Ich habe dem Wortlaut der Note eigentlich nichts hinzuzufügen; die
ist da präzise genug und definiert, welche Veranstaltungen einer
Genehmigung bedürfen. Wir erwarten natürlich von allen Vertretungen, die
damals angeschrieben wurden - also sämtliche ausländische Vertretungen in
der Bundesrepublik Deutschland -, dass dieses Verfahren eingehalten wird.

Zusatzfrage: In diesem Zusammenhang: Da die Entscheidungshoheit bei
Kommunen und Ländern, glaube ich, liegt, gibt es auch immer wieder die
Forderung, dass es da eine bundeseinheitliche Regelung geben sollte, damit
die nicht im Regen stehen gelassen werden. Wie stehen Sie zu dieser
Forderung? Ist das in Arbeit oder sehen Sie das mit der von Ihnen eben noch
einmal vorgetragenen Entscheidung abgedeckt?

Breul: Diese Forderungen sind mir, ehrlich gesagt, nicht bekannt, und ich
glaube, das läge wahrscheinlich auch eher im Geschäftsbereich des BMI. Mir
ist davon also nichts bekannt.

Frage : Herr Seibert, mich würde anders herum einmal interessieren, ob die
Kanzlerin plant, in dieser Zeit in die Türkei zu reisen; das hat die
Kanzlerin in der Vergangenheit vor Wahlterminen ja auch getan; sie hat
Herrn Erdogan den Gefallen getan und für Fotos in Ankara zur Verfügung
gestanden. Ist das diesmal auch wieder in Planung, gibt es da Wünsche von
türkischer Seite?

StS Seibert: Es ist unnötig zu sagen, dass ich der Wertung, die in Ihrer
Frage enthalten ist, in keiner Weise zustimme. Ansonsten habe ich Ihnen
hier keine Reisepläne in diese Richtung zu verkünden.

Zusatzfrage : Ist es ausgeschlossen für die Kanzlerin, während der
Wahlkampfzeit in die Türkei zu reisen?

StS Seibert: Ich habe Ihnen dazu im Moment nichts zu verkünden.

Frage: Herr Breul, Sie haben gerade die Note vorgelesen. Da heißt es
"Amtsträger". Meine Lernfrage dazu: Was verbirgt sich hinter diesem
Begriff?

Breul: Das sind die Personen, die ein öffentliches Amt innehaben.

Zusatzfrage: Staatlich oder Partei?

Breul: Staatlich.

Zusatzfrage: Mit dem Begriff sind also Oppositionspolitiker oder auch
andere Politiker, die den Parteien angehören, gar nicht gemeint?

Breul: Die Note ist, glaube ich, ausreichend präzise, und sie gilt so, wie
ich sie gerade eben vorgelesen habe.

Frage: An das Verkehrsministerium: Herr Strater, der Minister hat sich
jetzt ja noch einmal zu den freiwilligen Diesel-Softwarenachrüstungen
geäußert. Können Sie eine genaue Zahl nennen, wie viele von den
freiwilligen Nachrüstungen eigentlich schon umgesetzt worden sind?

Er hat ja angekündigt, er würde da jetzt mehr Druck machen. Da würde mich
interessieren: Was für Druckmittel hat der Minister gegen die Autokonzerne?

Strater: Er hat ja angekündigt, dass er die 5,3 Millionen Fahrzeuge, die
auch von der Autoindustrie angekündigt worden sind, bis Ende dieses Jahres
nachgerüstet, umgerüstet, mit Softwareupdates umgerüstet haben möchte. Das
macht er auch gegenüber der Autoindustrie sehr klar. Der Stand der Dinge
ist: Zum jetzigen Zeitpunkt sind bereits rund beziehungsweise gut 2,5
Millionen Fahrzeuge mit Softwareupdates umgerüstet worden. Ich kann Ihnen
jetzt nicht einen genauen Stand sagen, welche Anträge sozusagen von den
Herstellern beim Kraftfahrt-Bundesamt vorliegen. Weil auch immer berichtet
wurde, dass es vielleicht einen Flaschenhals beim Kraftfahrt-Bundesamt
gebe: Den gibt es nicht. Das Kraftfahrt-Bundesamt bearbeitet Anträge, die
ihm vorgelegt werden, zügig ab. Es ist hier also an den Herstellern, zügig
solche Umrüstkonzepte vorzulegen, und dann kann das Kraftfahrt-Bundesamt
die auch abarbeiten. Genaue Zahlen habe ich dazu jetzt aber nicht.

Zusatzfrage: Die zweite Frage war noch nicht beantwortet: Welche
Druckmittel hat der Minister, wenn er sagt, er werde den Druck jetzt
erhöhen?

Strater: Zu formalistischen Druckmitteln mag ich mich hier jetzt nicht
äußern. Sie kennen ja die Aussagen von ihm: Er ist nicht der Buddy der
Bosse, sondern der Kumpel der Fließbandarbeiter. Das macht er auch in
Austausch mit der Autoindustrie deutlich. Sie wissen auch, dass wir
erreicht haben, dass sich die Automobilindustrie mit einem Beitrag von 250
Millionen Euro am "Sofortprogramm Saubere Luft" beteiligt. Auf dieser Linie
bewegt er sich weiter. Dazu, wie das jetzt formalistisch ausgestaltet ist,
möchte ich mich hier jetzt nicht äußern.

Zusatzfrage: Die Zahl von 2,5 Millionen Fahrzeugen, die bisher umgerüstet
worden sind, entspricht ja ziemlich genau den verpflichtenden
Umrüstungszahlen von VW. Heißt das im Umkehrschluss, dass hinsichtlich der
freiwilligen Umrüstungen der anderen bisher gar nichts passiert ist?

Strater: Nein, das heißt es nicht. Wir waren bei dem verpflichtenden
Rückruf von VW ja unter 2,5 Millionen. Da sind wir in diesem
Fahrzeugsegment bei etwas über 90 Prozent. Natürlich sind auch schon
Fahrzeuge dabei, die in der freiwilligen Serviceaktion umgerüstet worden
sind, und auch im Rahmen der insgesamt 5,3 Millionen Fahrzeuge sind schon
Umrüstungen in Vorbereitung beziehungsweise stehen kurz bevor. Aber wie
gesagt, einen genauen Stand kann ich Ihnen da jetzt nicht nennen.

Frage: Meine Frage geht auch an das Verkehrsministerium: Der Termin Ende
2018 für die freiwilligen Umrüstungen ist ja letzten August auf dem
Nationalen Forum Diesel beschlossen worden; das heißt, dieser Termin ist
schon länger bekannt. Warum ist dieser Zeitplan jetzt notwendig? Sehen Sie
da vielleicht Versäumnisse durch den Amtsvorgänger von Herrn Scheuer?

An das BMU: Halten sie die Softwarenachrüstungen für ausreichend oder haben
Sie möglicherweise noch andere Wünsche, um die angestrebten Zielmarken beim
Stickoxid zu erreichen?

Strater: Ich möchte hier jetzt nicht Versäumnisse zuordnen oder so etwas.
Ich habe ja die Zahl genannt, bei der wir jetzt sind, nämlich rund
beziehungsweise gut 2,5 Millionen. Das heißt, wir haben noch ein gutes
Stück zu gehen. Jetzt ist April, bis Ende des Jahres ist also noch ein
Stück Zeit. Wir brauchen die Zusagen der Hersteller beziehungsweise die
Konzepte der Hersteller aber, damit wir diese Zielmarke erreichen, und die
fordert der Minister ein.

Langenbruch: Ich kann für Bundesumweltministerin Schulze sagen, dass sie
sich vor zwei Tagen noch einmal zum Thema technische Nachrüstungen geäußert
hat. Sie hat ihre Forderung bekräftigt, dass umfangreiche technische
Nachrüstungen sinnvoll wären. Der aktuelle Stand ist ja, dass es eine
Expertengruppe beim Verkehrsministerium gibt, die die Machbarkeit von
Nachrüstungen bewerten soll. Aus Sicht des Bundesumweltministeriums muss
diese Expertengruppe jetzt schnell ihre Ergebnisse vorlegen. Die Ministerin
hatte selbst auch noch einmal in einem anderen Interview gesagt, dass das
gemacht werden muss, was technisch möglich und wirtschaftlich vertretbar
ist - so steht das ja auch im Koalitionsvertrag. Wir sind jetzt gespannt
auf die Ergebnisse dieser Expertengruppe.

Frage: Herr Strater, erfolgreich war ja jetzt die verpflichtende Umrüstung
bei VW, während bei der freiwilligen Umrüstung bisher offensichtlich sehr
wenig passiert ist. Gibt es als Konsequenz daraus in Ihrem Hause
irgendwelche Überlegungen, wenn jetzt der eindringliche Appell des neuen
Ministers genauso wenig fruchten sollte wie die Appelle des vorherigen
Ministers, auch bei den übrigen Konzernen auf verpflichtende Umrüstungen
auszuweichen, weil das offensichtlich besser funktioniert?

Strater: Sie kennen ja den Hintergrund von verpflichtenden Rückrufen,
nämlich dass illegale Abschalteinrichtungen verwendet worden sind. Es gibt
natürlich auch Fahrzeuge, wo dies nicht der Fall ist, bei denen wir eine
freiwillige Serviceaktion durchführen. Wie der Minister sich äußert, wenn
die Zielmarke nicht erreicht wird, sehen wir dann.

Frage: Da Sie die Rolle des Kraftfahrt-Bundesamtes angesprochen haben, Herr
Strater: Warum wurde dem Chef des Kraftfahrt-Bundesamtes die Genehmigung
verweigert, als Zeuge in Gerichtsprozess auszusagen - der Richter wollte
ihn hören -, in dem es um erhöhte Abgaswerte bei Porsche geht? Das würde
der Aufklärung doch nur dienlich sein.

Strater: Ich möchte zunächst einmal Medienberichten widersprechen, wonach
Minister Scheuer hier irgendwelche Ermittlungen blockiere, Bosse schütze
oder die Autoindustrie schütze. Das ist nicht der Fall.

Zum Hintergrund erkläre ich Ihnen einmal den Weg, wie das
Kraftfahrt-Bundesamt die Ermittlungen unterstützt, nämlich über die
Staatsanwaltschaften. Die Staatsanwaltschaften führen die Ermittlungen
durch, und wenn die Staatsanwaltschaften Informationsbedarf haben, dann
unterstützt das Kraftfahrt-Bundesamt die Staatsanwaltschaften mit
Informationen sehr transparent und stellt ihre Untersuchungsergebnisse den
Staatsanwaltschaften zur Verfügung. Insofern sehe ich hier keine Blockade
von irgendwelchen Ermittlungen.

Zusatzfrage: Wenn sich ein unabhängiger Richter in einem konkreten Fall von
der sachkundigen Aussage des Chefs des Kraftfahrt-Bundesamtes Aufklärung
erhofft - und das ist hier ja wohl der Fall -, warum darf der dann nicht
aussagen?

Strater: Ich habe ja den Weg beschrieben, wie das Kraftfahrt-Bundesamt
Ermittlungen unterstützt. Das ist der Weg für Behörden, die im Übrigen
natürlich auch der Neutralität verpflichtet sind. Wenn Sie sich allein
einmal die Vielzahl der Zivilprozesse anschauen, dann sehen Sie, dass sich
auch ein pragmatisches Problem stellen würde, wenn das jeder Richter machen
würde. Noch einmal: Der Weg ist der über die Staatsanwaltschaften. Das
Kraftfahrt-Bundesamt stellt Untersuchungsergebnisse für die Prozesse zur
Verfügung und die werden dort thematisiert.

Zusatzfrage: Das heißt, das, was wir hier erleben, ist ein Präzedenzfall
oder genereller Fall und es wird nie vorkommen, dass der Chef einer Behörde
eine Genehmigung zur Aussage vor einem Gericht erhält.

Strater: Ich kann das hier nicht verallgemeinern, ich kann mich nur zu
diesem Fall äußern.

Frage: Die Aufforderung, einen Zeitplan zu erstellen, ist ja seit gestern
Abend öffentlich. Haben Sie schon erste Reaktionen von den Autokonzernen
bekommen?

Zweite Frage: Andreas Scheuer stellt heute ja in Nürnberg sein Konzept zur
Neuorganisation der Bundesfernstraßen und der Autobahnen vor. Können Sie
dazu bitte noch einmal zwei Sätze sagen? Warum ist das notwendig und was
sind die größten Veränderungen?

Strater: Ich bin mir nicht sicher, ob das seit gestern Abend bekannt ist,
der Minister hat sich dazu mehrfach geäußert. Es bleibt aber bei dem, was
ich dazu gesagt habe.

Zur Infrastrukturgesellschaft und zum Fernstraßenbundesamt, zur Reform der
Autobahnverwaltung, möchte ich hier jetzt nur ganz wenig sagen, weil es
dazu gleich in Nürnberg eine Pressekonferenz geben wird, in der sich der
Verkehrsminister selber äußern wird. Nur so viel: Minister Scheuer hat auf
der Verkehrsministerkonferenz seine Standortkonzepte zur
Infrastrukturgesellschaft und zum Fernstraßenbundesamt vorgestellt. Das ist
ein Reformvorhaben, das in der vergangenen Legislaturperiode begonnen
wurde. Der Bund wird die Verantwortung für die Bundesautobahnen ab 2021
übernehmen. Es handelt sich um die größte Reform in der Geschichte der
Autobahnen, das System wird komplett neu geordnet. Wie gesagt, der Bund
wird Planung, Bau, Betrieb, Erhalt und Finanzierung der 13 Kilometer an
Autobahnen übernehmen. Mit dieser Gesellschaft und dem Fernstraßenbundesamt
wird das effizient zentral organisiert sein und kompetent regional
aufgestellt sein - so hat sich der Minister ja auch schon in unserer
Pressemitteilung geäußert. Das Standortkonzept ist getragen von
strukturpolitischem Bewusstsein. Die regionale Verantwortung wird durch die
Standorte gestärkt und es wird Präsenz in der Fläche gezeigt. Besonders
wichtig sind dabei die Mitarbeiter und die Expertise vor Ort. Hier werden
auch umfassende Sicherheiten gegeben, was ihren Arbeitsplatz angeht.

Einzelheiten können Sie unserer Pressemitteilung entnehmen, die wir eben
verschickt haben. Darin sind auch die Standorte der
Infrastrukturgesellschaft mit insgesamt zehn Niederlassungen, Außenstellen
und Betriebsdienststellen aufgeführt. Es sind auch die Kriterien
aufgeführt, die zur Auswahl dieser Standorte geführt haben. Das können Sie
dort alles noch einmal nachlesen.

Frage : Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium und an das
Arbeitsministerium zu Opel: Die Kanzlerin hat bei der MPK Ost davon
gesprochen, es habe Zusammenkünfte der beiden Ministerien mit Opel
beziehungsweise mit Vertretern der Standorte gegeben. Ich wüsste gerne ein
paar Details dazu und was überhaupt der Stand ist.

Herr Seibert, hat das vielleicht gestern beim Treffen der Kanzlerin mit
Herrn Macron eine Rolle gespielt? Frankreich ist ja Anteilseigner bei PSA.

Jäger: Ich kann grundsätzlich bestätigen, dass Bundesminister Heil
gemeinsam mit Wirtschaftsminister Altmaier mit der Konzernführung in
Gesprächen ist. Es ist Herrn Heil sehr wichtig, dass alles Menschenmögliche
getan wird, damit Beschäftigung und Standorte in Deutschland gesichert
werden. Die bestehenden Zusagen müssen eingehalten werden und das Prinzip
der Sozialpartnerschaft beibehalten werden. Mehr lässt sich dazu erst
einmal nicht sagen.

StS Seibert: Der Bundeskanzlerin ist, wie sie das in Bad Schmiedeberg
gesagt hat, sehr wichtig, dass die Bundesregierung mit allen Beteiligten im
Gespräch ist. Das ist der Fall. Sie sieht die Bundesregierung auch zusammen
mit den Landesregierungen in der Pflicht, alles, was politisch möglich ist,
zu tun, damit Arbeitsplätze und Standorte in Deutschland gesichert sind.
Über Einzelheiten des Gesprächs mit Präsident Macron kann ich jetzt über
das hinaus, was wir schon gesagt haben und was auch in der Pressekonferenz
eine Rolle spielte, keine Auskunft geben.

Frage: Herr Seibert, hat es ein Treffen im Kanzleramt gegeben? Wie schaltet
sich also das Kanzleramt selber ein? Treffen sich die Minister
möglicherweise dort? Der Betriebsrat von Opel hat ja gerade bekanntgegeben,
dass Peugeot 3800 Beschäftigte bis 2020 abbauen möchte.

StS Seibert: Ich kann Ihnen von keinem Treffen im Kanzleramt berichten,
aber das Kanzleramt ist natürlich in sehr engem Kontakt sowohl mit dem
Arbeitsministerium als auch mit dem Wirtschaftsministerium, die ihrerseits
ja an den Gesprächen teilnehmen.

Frage: Herr Breul, zu Slowenien und Kroatien: Kroatien lehnt es weiterhin
ab, den Schiedsspruch über die Grenze mit Slowenien auszuführen. Was ist
die Position der neuen Bundesregierung in dieser Frage, hat sie sich
verändert? Unternimmt Deutschland etwas, damit diese Entscheidung umgesetzt
wird?

Breul: Vielen Dank für die Frage. - Die Position der Bundesregierung hat
sich nicht verändert. Wir erwarten, dass Slowenien und Kroatien bilateral
eine Einigung finden, die den Schiedsspruch umsetzt. Das erfordert
Kooperation und Dialogbereitschaft auf beiden Seiten; das will ich
ausdrücklich sagen. Probleme lassen sich innerhalb der EU leichter lösen
als außerhalb der EU. Durch die Umsetzung des Schiedsspruchs können beide
Seiten eine Vorbildrolle in der gesamten Region einnehmen; denn wie Sie
wissen, gibt es auch bei anderen Ländern in der Region durchaus noch
strittige Fragen. Beide Seiten haben bislang bekräftigt, dass sie keine
einseitigen Schritte unternehmen werden, die Zwischenfälle an einer Grenze
verursachen könnten. Davon gehen wir weiter fest aus, und wir erinnern
beide Seiten daran, dass sie konkrete und konstruktive Vorschläge zur
Umsetzung einbringen und sich entsprechend einigen müssen.

Zusatzfrage: Bleibt es dabei, dass diese Entscheidungen des Schiedsgerichts
beziehungsweise der Gerichte zu befolgen und zu implementieren sind?

Breul: Ja, das habe ich damit sagen wollen. Grundsätzlich ist es so, dass
die internationale Schiedsgerichtbarkeit ein wertvolles Instrument des
Völkerrechts ist und eine wichtige Rolle bei der Beilegung
zwischenstaatlicher Konflikte spielt. Ganz unabhängig vom Inhalt der
Entscheidung ist es aus Sicht der Bundesregierung ein wichtiges Prinzip,
dass diese Entscheidungen befolgt werden und von den Parteien umgesetzt
werden.

Zusatzfrage: Unternimmt Deutschland etwas, damit diese Entscheidung
umgesetzt wird?

Breul: Wie gesagt, wir sehen das als eine Angelegenheit zwischen Slowenien
und Kroatien und fordern beide Seiten auf, wie ich es gerade betonte,
konkrete und konstruktive Schritte zu unternehmen, damit dieses Urteil
umgesetzt wird.

Frage : Herr Seibert, noch einmal zurück zum Treffen Merkel-Macron: Sie
haben jetzt schon mehrfach darauf verwiesen, dass die beiden sich in der
Pressekonferenz geäußert hätten. Das hilft natürlich wenig, weil die
Pressekonferenz vor den Gesprächen stattgefunden hat. Können Sie vielleicht
doch noch ein bisschen etwas dazu sagen, wie die Fortschritte aussehen, von
denen Sie gesprochen haben? Da ging es ja, glaube ich, um das Thema
EU-Reform.

StS Seibert: Ehrlich gesagt geht es natürlich um sehr viel mehr als um
dieses Thema, und ich glaube, das wurde in der Pressekonferenz auch schon
klar. Es geht um ein gemeinsames europäisches Asylsystem, es geht um eine
gemeinsame europäische Außenpolitik, es geht um Bankenunion, es geht um
Kapitalmarktunion, es geht um - und damit kommen wir zu Ihrem Thema - die
Stärkung der Wirtschafts- und Währungsunion und einige der dazu
vorliegenden Vorschläge von beiden Seiten. Wir sind - das habe ich vorhin
zu sagen versucht und ich sage es gerne noch einmal - mitten im
Arbeitsprozess. Das gemeinsame Ziel ist, dass wir von durchaus an einigen
Punkten unterschiedlichen Überzeugungen kommend Kompromisse erarbeiten,
eine gemeinsame Linie erarbeiten, mit der wir, Deutschland und Frankreich,
in den Europäischen Rat Ende Juni gehen.

Es wird bis dahin noch intensive weitere Gespräche geben. Es ist für Mai
oder für Juni - das weiß ich jetzt nicht ganz genau, jedenfalls vor dem
Europäischen Rat - ein kleiner Ministerrat zwischen Deutschland und
Frankreich mit den Ministern aus den entsprechenden Ressorts geplant, damit
wir eine gemeinsame Grundlage erarbeiten. Wir sind mittendrin. Ich glaube,
die Sache wird nicht besser, wenn ich Zwischenergebnisse herausgebe. Aber
gestern sind wieder Fortschritte auf verschiedenen Gebieten gemacht worden,
und nun werden die Teams beider Seiten intensiv weiter arbeiten.

Zusatzfrage: Mein persönlicher Eindruck ist, dass die Pressekonferenzen vor
den Gesprächen zunehmen und das eine ziemliche Pest ist. Können Sie uns
einmal Zahlen sagen, wie oft Pressekonferenzen vor den Gesprächen
stattfinden und wann sie danach stattfinden?

StS Seibert: Nein, das kann ich natürlich nicht.

Zusatzfrage: Warum nicht?

StS Seibert: Ich habe die Zahlen nicht. Wir können ein bisschen zu zählen
anfangen.

Das Entscheidende ist doch hier: Wir haben ein Ziel, und das ist Ende Juni
der Europäische Rat. Seien Sie ganz sicher, dass nach diesem Europäischen
Rat, auf dem Ergebnisse präsentiert werden, informiert wird. Jetzt sind wir
in einem sicherlich hoch interessanten Arbeitsprozess Deutschlands und
Frankreichs zu wichtigen Themen. Ich verstehe absolut Ihr Interesse, jedes
Zwischenergebnis nachvollziehen zu können. Aber ich glaube, Sie müssen auch
das Interesse der beiden miteinander arbeitenden Seiten verstehen, erst
einmal etwas gemeinsam zu schaffen. Da ist es nicht sinnvoll, nach jedem
Treffen zu sagen: Also das haben wir, das steht noch aus, hier wackelt es
ein bisschen. - Das hielte ich für falsch, und das halten offensichtlich
auch die Franzosen für falsch. Wichtig ist, dass wir gemeinsam auf dem Weg
zum Europäischen Rat im Juni vorankommen, und das tun wir.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium. Es geht um die
Prüfung der Heimtests, die eine HIV-Infektion erkennen lassen. Welchen
Stand hat die Prüfung und wann ist mit einer Entscheidung zu rechnen?

Berve-Schucht: Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Die Prüfung läuft noch; sie
ist noch nicht abgeschlossen. Wann es so weit wird, dazu kann ich im Moment
nichts sagen.

Zusatzfrage: Es gab ja zuletzt auch Äußerungen von Ärzteverbänden und auch
von HIV-Initiativen, die sich positiv ausgesprochen haben. Würde das dieses
Verfahren beschleunigen?

Berve-Schucht: Das geht ein in die Überlegung im Gesundheitsministerium.
Mehr kann ich dazu im Moment nicht sagen.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Es geht um Syrien und die
Untersuchung des mutmaßlichen Chemiewaffeneinsatzes. Die OPCW-Inspekteure
konnten ja immer noch nicht zu der Stelle gelangen. Sieht das Auswärtige
Amt darin eine systematische Verhinderung der Aufarbeitung? Hat man
überhaupt noch die Hoffnung in der Bundesregierung, dass die Prüfer
irgendwelche Nachweise von Chemiewaffen feststellen können?

Breul: In der Tat: Nach Auskunft der OVCW war das "fact-finding team" immer
noch nicht in Duma. Es hat bisher lediglich Erkundungen der Sicherheitslage
durch ein Team der Vereinten Nationen, also ein Sicherheitsteam, gegeben.
Dabei kam es zu Gewehrfeuer und Explosionen. Wann und ob das Team überhaupt
nach Duma reisen kann, hängt natürlich ganz entscheidend von der
Sicherheitslage ab. Wir möchten hier die von Russland gemachten
Sicherheitszusagen für genau diese OVCW-Mission noch einmal unterstreichen.

Also zunächst ist es wichtig, dass sie vor Ort sind. Sie können sich sicher
ausmalen, dass gerade für die chemische Forensik, also die Entnahme von
Umweltproben und biomedizinischen Proben, der Zeitpunkt ein entscheidender
ist. Mit jedem Tag, der vergeht, wird die Beweissicherung erschwert.
Chemische Nachweise für die Verwendung von Chlorgas sind schon nach der
jetzigen Zeitspanne, wenn überhaupt, nur sehr schwer zu führen. Der
Nachweis für Nervengifte, also etwa Sarin, könnte auch jetzt noch geführt
werden.

Ich möchte aber betonen, dass diese chemische Forensik, die ich gerade
beschrieb, nur ein Aspekt der Ermittlungen ist. Dieses "fact-finding team"
der OVCW befragt auch Zeugen, Ärzte und Opfer und wird sich ein genaues
Bild der Lage vor Ort verschaffen. Also trotz der jetzt schon
fortgeschrittenen Zeit drängen wir darauf, dass das OVCW-Team reist. In
jedem Fall ist es gut, wenn es reist, um sich ein Bild vor Ort zu machen.

Zusatzfrage: Sehen Sie den Versuch einer systematischen Verhinderung der
Untersuchung?

Breul: Lassen Sie es mich einmal so sagen: Es mutet doch etwas seltsam an,
dass Russland Sicherheitsgarantien ausspricht, dann ein Vorausteam der
Vereinten Nationen unter Beschuss gerät und keinen sicheren Zugang bekommt,
und zur gleichen Zeit ist es einem Team russischer Journalisten möglich,
den Einschlagsort zu besuchen. Das wirft doch einige Fragen auf.

Frage : Können wir beim Thema Syrien allgemein bleiben?

Vorsitzender Szent-Iványi: Ja.

Zusatzfrage : Herr Breul, haben Sie uns die völkerrechtliche Bewertung des
türkischen Angriffs auf Afrin mitgebracht?

Breul: Zu dem, was wir hier schon mehrfach ausgeführt haben, habe ich heute
nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Die Türken besetzen seit einem Monat Afrin. Ist das für die
Bundesregierung mittlerweile auch eine Besatzung?

Breul: Wie gesagt: Zu der Bewertung des türkischen Vorgehens in Afrin habe
ich heute nichts Neues hinzuzufügen.

Zuruf : Das sind ja zwei verschiedene Paar Schuhe.

Breul: Trotzdem sage ich: Ich habe zu der Bewertung des türkischen
Vorgehens in Afrin heute nichts Neues hinzuzufügen.

Zusatzfrage : Wann können wir damit rechnen?

Breul: Auch auf diese Frage habe ich schon mehrfach geantwortet.

Frage: Bei Kämpfen um Afrin wurde offenbar ein deutscher Staatsbürger
getötet, der sich wohl der YPG angeschlossen hat. Haben Sie Erkenntnisse
darüber, ob das ein Einzelfall war? Gibt es mehrere? Wie schätzen Sie diese
Zahlen ein?

Breul: Wie Sie wissen - das haben wir hier auch schon mehrfach diskutiert -
, ist es für uns schwierig, Informationen zu bekommen, gerade zu deutschen
Staatsangehörigen, weil wir nicht in Syrien vertreten sind und deshalb
keine eigenen konsularischen Möglichkeiten haben. Aus diesem Grund habe ich
keine eigenen Erkenntnisse, die ich Ihnen vortragen könnte.

Zusatzfrage: Da Sie ja in anderen Fällen, die sich auch in Syrien ereignen,
auf Erkenntnisse von verbündeten oder befreundeten Nationen zurückgreifen
können, werden Sie versuchen, sich einen Überblick zu verschaffen, in
welchem Umfang deutsche Staatsbürger an Kämpfen in Syrien beteiligt sind
und uns das gegebenenfalls nachliefern?

Breul: Wenn wir Hinweise darauf bekommen, dass in Syrien deutsche
Staatsangehörige in irgendeiner Form in Not geraten oder vom Konflikt
getroffen sind, versuchen wir dem selbstverständlich, so gut es geht
nachzugehen. Aber wie ich vorhin schon sagte: Das ist für uns sehr
schwierig.

Frage : Herr Seibert, am vergangenen Freitag - ich habe das gerade anhand
des Protokolls nachgeprüft - haben Sie in der Tat nur den Besuch von Herrn
Modi heute Abend bei der Bundeskanzlerin angekündigt, ohne irgendwelche
Themen zu nennen. Können Sie heute sagen, worum es da geht?

StS Seibert: Ich sehe mich jetzt außerstande, Ihnen einzelne Themen zu
nennen. Ich glaube, es spricht für sich, dass der Ministerpräsident eines
1,3-Milliarden-Menschen-Volkes bei uns immer ein sehr willkommener Gast und
Gesprächspartner ist. Wir haben intensive wirtschaftliche gemeinsame
Interessen. Es ist hoch interessant, von Herrn Modi seine Einschätzung der
Lage in seiner Region zu hören. Alle aktuellen Fragen der internationalen
Politik über das Bilaterale hinaus werden heute Abend eine Rolle spielen.
Aber ich kann es Ihnen jetzt nicht im Detail auflisten.

Zusatzfrage : Wird es in diesem Jahr noch eine deutsch-indische
Regierungskonsultation geben?

StS Seibert: Ich bin jetzt ein bisschen überfragt, in welchem Rhythmus wir
da stehen. Das reiche ich gern nach.

Frage : Herr Seibert, können Sie ganz kurz bestätigen: Es gibt heute auch
kein Statement oder keine Pressekonferenz zu dem Termin. Ist das richtig?

StS Seibert: Nein. Es ist gut, dass der indische Ministerpräsident auf
seiner Reise die Zeit gefunden hat, am Freitagabend noch in Berlin vorbei
zu kommen. Wir freuen uns über die Gelegenheit zu diesem Gespräch. Aber es
wird ein reines vertrauliches Gespräch bleiben.

Zusatzfrage : Kurz nachgefragt: Ist das aufgrund des indischen
Ministerpräsidenten oder der Kanzlerin? Warum ist das so?

StS Seibert: Darin sollten Sie keine besonderen Gründe suchen. Es ist so
vereinbart: Man will die Zeit möglichst intensiv für das Gespräch nutzen,
weil es vieles zu besprechen gibt. So ist das.

Frage : Herr Seibert, Miguel Diás-Canel wird der neue Staatspräsident von
Kuba. Hat die Kanzlerin schon gratuliert?

StS Seibert: Nein. Wir haben jetzt Kenntnis genommen von seiner Wahl durch
das Parlament in Havanna. Wie in solchen Fällen üblich wird es einen
Glückwunsch geben, und den werde ich Ihnen dann zum Amtsantritt bekannt
geben - oder wann auch immer der richtige Zeitpunkt ist. Aber heute kann
ich es Ihnen noch nicht sagen.

Wir hoffen, dass auch unter seiner Führung der Weg der vorsichtigen
wirtschaftlichen wie politischen und gesellschaftlichen Reformen in Kuba
anhält.

Das ist es, was ich heute dazu sagen kann. Alles andere wird nachgereicht.

Frage: Eine kurze Frage an das Wirtschaftsministerium und an das
Verkehrsministerium. Sie beide liegen ja in dem Bombenentschärfungskreis,
der jetzt evakuiert wurde. Ich soll noch fragen, wie sich das auf die
Arbeit auswirkt. Haben die Kolleginnen und Kollegen für den Rest des Tages
frei, oder müssen sie alle um den Block gehen und am Nachmittag
weitermachen, machen sie Homeoffice, oder sind sie woanders
untergeschlüpft? Was ist in Ihren Ministerien los?

Strater: Ich sitze hier.

Zuruf: Ja, aber es gibt ja noch ein paar andere. Was ist mit denen, die
nicht in der BPK sitzen?

Strater: Wir dürfen das Gebäude nicht betreten. Das ist eine polizeiliche
Anordnung.

Zusatzfrage: Ja, aber was machen die Leute jetzt?

Strater: Ich hoffe, dass sie, soweit das möglich ist, mobil arbeiten, so
wie wir das auch tun, damit wir handlungsfähig sind.

Einhorn: Wir vom BMWi haben drei Liegenschaften in Berlin, in der
Scharnhorststraße, in der Hannoverschen Straße und in Alt-Moabit. Die
Liegenschaft in der Scharnhorststraße ist heute den ganzen Tag über
geschlossen, sprich, dort waren keine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und
dort werden heute auch keine mehr sein. Das betrifft ca. tausend
Beschäftigte. Teilweise konnten sie Büros in den anderen beiden
Liegenschaften beziehen. Teilweise arbeiten sie zu Hause mobil. Teilweise
haben sie einen Tag dienstfrei bekommen.

Korff: Vielleicht darf ich dazu kurz ergänzen, weil es heute auch
Medienberichte dazu gab, dass das bei uns auch der Fall sei. Das BMI liegt
nicht in dem Sperrkreis. Aber es gab Medienberichte, auch bei uns hätten
alle Mitarbeiter frei. Dem ist nicht so.

Frage : Ich habe eine Frage zur Musterfeststellungklage. Ich glaube, das
richtet sich an das BMJV. Nach einem Bericht der "WirtschaftsWoche" ist das
Thema kommenden Mittwoch im Kabinett. Was können Sie mir dazu sagen?

Kall: Ich kann Ihnen nur sagen, dass die Ressortabstimmung noch läuft, aber
auf einem sehr guten Weg ist. Der Gesetzentwurf wird bald im Kabinett
beraten. Aber den genauen Termin kann ich Ihnen noch nicht nennen.

Zusatzfrage : Ist der Bericht der "WirtschaftsWoche" denn falsch, oder ist
er richtig?

Kall: Ich kann Ihnen nur sagen, dass wir voll im Zeitplan liegen, der im
Koalitionsvertrag ja ganz klar verankert ist. Zum 1. November muss die
Musterfeststellungsklage eingeführt sein, um drohende Verjährungen am Ende
dieses Jahres zu verhindern. Dieser Zeitplan wird eingehalten. Das ist
alles, was ich Ihnen während der gerade noch laufenden Abstimmung dazu
sagen kann.

Frage: Herr Breul, eine Frage zum Thema Syrien: Hat das Auswärtige Amt
eigene Erkenntnisse darüber, dass in Ost-Ghuta chemische Waffen deutscher
Herkunft gefunden wurden? Das behauptete gestern jedenfalls die Sprecherin
des russischen Außenministeriums.

Breul: Nein, wir haben keine eigenen Erkenntnisse. Ich bin, ehrlich gesagt,
auch nicht sicher, welche Zusammenhänge die russische Seite hier
herzustellen versucht.

Ich kann Ihnen generell sagen, dass es innerhalb der EU aufgrund des
syrischen Umgangs mit dieser Chemikalie einen Genehmigungsvorbehalt von
Chlorausfuhren nach Syrien gibt. Angesichts der Lage vor Ort werden für die
Ausfuhren von Chlor nach Syrien keine Genehmigungen erteilt. Nach unserer
Kenntnis sind auch in den letzten Jahren keine entsprechenden
Ausfuhranträge gestellt worden. Vielleicht hat das BMI mehr Details dazu.

Klar ist aber auch: Chlor wird in vielen Bereichen verwendet, unter anderem
für Trinkwasseraufbereitung. Der Stoff an sich ist nicht verboten. Ich
denke, man sollte sich hier auch nicht ablenken lassen. Das Entscheidende
ist der Einsatz von Chlor als Waffe. Verantwortlich für die grausamen
Geschehnisse in Duma sind diejenigen, die Giftgas gegen Menschen eingesetzt
haben. Über die Verantwortlichkeiten haben wir uns ja hier schon intensiv
ausgetauscht.

Einhorn: Ich kann Ihnen sagen, dass uns auch keine Erkenntnisse dazu
vorliegen.

Vorsitzender Szent-Iványi: Herr Seibert hat noch etwas nachzutragen.

StS Seibert: Ich war nach deutsch-indischen Regierungskonsultationen
gefragt worden. Die hat es bisher vier Mal gegeben: 2011, 2013, 2015 und
2017. Wir haben einen zweijährigen Rhythmus vereinbart; demzufolge wäre es
2019 wieder so weit.

Frage: Eine Frage, ich vermute an BMI und BMJV: Das Verwaltungsgericht Köln
hat entschieden, dass Telekommunikationsunternehmen nicht verpflichtet
sind, Verbindungsdaten zu speichern. Es stützt sich auf eine Entscheidung
des Europäischen Gerichtshofs, derzufolge das europäische Recht das
nationale überlagere. Was bedeutet das für die Vorratsdatenspeicherung? Die
wäre damit tot.

Korff: Das kann ich Ihnen nicht sagen, weil ich das Urteil nicht kenne.

Zusatzfrage: Wäre es möglich, das vielleicht bis zur nächsten
Regierungspressekonferenz zu beantworten? Das ist wirklich ein tiefgehendes
Schiff.

Korff: Ja.

Kall: Ich kann für das BMJV bezüglich der Vorratsdatenspeicherung, die in
der Strafprozessordnung geregelt ist und in unserem Federführungsbereich
liegt, ergänzen, dass es schon verschiedene gerichtliche Entscheidungen
gab, so auch des Oberverwaltungsgerichts Münster, also eine Instanz weiter,
die wir natürlich nicht kommentieren können, dass aber die
Bundesnetzagentur im letzten Sommer, glaube ich, schon entschieden hat,
dass die Vorratsdatenspeicherung gegenüber dem Provider nicht durchgesetzt
wird. Die finale Klärung - das ist ein anhängiges Verfahren beim
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe - wird man abwarten müssen.

Frage : Gibt es aktuell Provider, die Daten der Bürger auf Vorrat
speichern?

Kall: Das müssen Sie die Provider fragen.

Zusatzfrage : Das weiß die Bundesregierung nicht?

Kall: Ich kann das von hier aus nicht beurteilen. Sie könnten einmal bei
der Bundesnetzagentur - das ist der Bereich des
Bundeswirtschaftsministerium - nachfragen; Sie könnten bei den Providern
nachfragen. Ich habe ja gesagt, dass diese Verpflichtung derzeit nicht
durchgesetzt wird und es jetzt auf die gerichtliche Klärung ankommt.

Zusatzfrage : Frau Einhorn, wissen Sie das?

Einhorn: Der Stand ist: Das Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung gilt. Was
die Bundesnetzagentur im vergangenen Sommer getan hat, ist, eine Mitteilung
zu veröffentlichen, wonach sie erst einmal von Anordnungen und sonstigen
Maßnahmen gegen die Unternehmen absieht, wenn sie dieser Pflicht nicht
nachkommen oder nachkämen, um alle Unternehmen mit Eingaben als klagende
Unternehmen gleichzustellen. Diese Mitteilung gilt bis heute. Das ist der
Stand.

Zusatzfrage : Kennen Sie die Unternehmen, die dieser Verpflichtung
nachkommen?

Einhorn: Die kenne ich nicht, aber ich habe dazu mit den Unternehmen auch
keinen Kontakt.

Freitag, 20. April 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 20. April 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/04/2018-04-20-regpk.html
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VORTRAG/2249: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 24. bis 28. April 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 17. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

eine vollgepackte Veranstaltungswoche liegt vor uns. Wir beschäftigen uns
mit Marx, mit dem Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Militär, mit
Architekturgeschichte, der Situation auf der Koreanischen Halbinsel und
führen in den Linksnietzscheanismus ein.

Am kommenden Wochenende finden zudem zwei Konferenzen zu 1968 statt. Das
detaillierte Programm finden Sie nachstehend:


Dienstag, 24. April 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Widersprüche über Widersprüche. Ein Menschenleben im Spannungsfeld von
Wissenschaft und Politik

Vortrag zum 200. Geburtstag von Karl Marx

Referent: Prof. Dr. Thomas Kuczynski

Moderation: Christian Beyer

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 24. April 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Geschichte

Lieber tot als rot

Gewerkschaften und Militär in Deutschland seit 1914

Referent: Malte Meyer (Köln)

Moderation: Johanna Treblin (neues deutschland)

Eine Veranstaltung von Helle Panke e.V. in Kooperation mit der FAU Berlin
und der antimilitaristischen Initiative NoWar Berlin 

Kosten: 2,00 Euro

Ort: BAIZ, Schönhauser Allee 26A, 10435 Berlin


Mittwoch, 25. April 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr



Ateliergespräche im Max-Lingner-Haus / Architekturvortrag 22

Vyborg: Finnisch-sowjetisches Palimpsest

Referentin: Ksenija Litvinenko (St. Petersburg/Prag)

Das Referat wird auf Englisch gehalten.

Eine Veranstaltung von Helle Panke in Kooperation mit der
Max-Lingner-Stiftung.

Kosten: 3,00 Euro / 1,50 Euro ermäßigt

Ort: Max-Lingner-Haus, Beatrice Zweig Straße 2, 13156 Berlin


Donnerstag, 26. April 2018, 15:00 bis 17:00 Uhr


Rendezvous

Plädoyer für den Frieden auf der koreanischen Halbinsel

Referentin: Prof. Helga Picht

Moderation: Marlene Vesper

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 26. April 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Vielfalt sozialistischen Denkens

Was ist der Links-Nietzscheanismus? Eine Einführung

Referent: Paul Stephan (promoviert an der Universität Freiburg zum Problem
der Authentizität bei Kierkegaard, Stirner und Nietzsche)

Moderation: Dr. Frank Engster

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Freitag, 27. April 2018, 16:00 bis 21:00 Uhr



Konferenz

Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen 

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus

Programm:

16:00 Dr. Alexander Amberger: Begrüßung

16:15 Prof. Jörg Roesler: "In welchem Maße sollten Wirtschaftsreformen von
politischen Reformen begleitet sein? Alternative Auffassungen und
Vorgehensweisen in der Tschechoslowakei und Ungarn und die Haltung der
UdSSR und DDR"

16:45 Christoph Lieber: "Theoriegeschichte der Reformideen und ihr
politischer Sprengstoff"

17:15 Prof. Klaus Steinitz: "Die Rolle der zentralen Partei- und
Staatsorgane bei der Vorbereitung, Durchführung und beim Abbruch der
Wirtschaftsreform in der DDR" 

Anschl. Diskussion

18:15 Imbiss 

18:45 Dr. Boris Kanzleiter: "1968 in Jugoslawien: Demokratisierung des
Sozialismus zwischen Ost und West"

19:10 Dr. Judith Dellheim: "Die Suche nach dem 'Wirtschaftssystem der
Zukunft' - zur Reformdiskussion in der CSSR"

19:35 Prof. Annette Vogt: "Auseinandersetzungen zur Anwendung
mathematischer Methoden in der Planung in der UdSSR am Beispiel des
Mathematikers L. Kantorowitsch, dem einzigen Nobelpreisträger für Ökonomie
aus einem sozialistischen Land"

20:00 "Lehren und Aktualität damaliger Reformansätze für eine
sozialistische Alternative"

Abschlussdiskussion mit Prof. Erika Maier und Dr. Lutz Brangsch

Kosten: 4,00 Euro / erm. 2,00 Euro (inkl. Imbiss)

Wir bitten um Anmeldung.

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 28. April 2018, 10:00 bis 18:00 Uhr



Konferenz

Zur internationalen Dimension des "langen Jahres" 1968

Programm:

10:00 Begrüßung

10:15 Prof. Ingrid Gilcher-Holtey: "Revolution der Wahrnehmung"? Leitideen,
Mobilisierungsdynamik und Wirkungsmacht der Neuen Linken, New Left,
intellektuellen Nouvelle Gauche

11:00 Dr. Stefan Bollinger: Eine Welt im Umbruch. Chancen und Versagen der
Linken

12:30 Mittagessen

13:30 Dr. Alexander Neupert-Doppler: "Lebenskunst vs. Spektakel - Die
Situationisten im Pariser Mai"

14:10 Prof. Jürgen Pelzer: Public intellectual und Mentor der Neuen Linken.
Herbert Marcuses Rolle in den US-amerikanischen Debatten der Sechziger
14:50 Stefania Animento: 1968 und 1969 in Italien: Die Entstehung neuer
politischer Subjekte und ihre Dialektik

15:30 Nelli Tügel: 68, die zweite Welle der Frauenbewegung und die Idee des
Hauptwiderspruchs

16:30 Abschlussdiskussion: "Was bedeutet 68 für heutige Politik und
(radikale) Kritik?" mit: Kurt Neumann, Jan Schlemermeyer und Anna Stiede
Begrüßung und Moderation: Dr. Alexander Amberger und Dr. Frank
Engster

Kosten: 7,50 Euro / erm 4,00 Euro (inkl. Mittagessen)

Wir bitten um Anmeldung.

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin
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SCHACH-SPHINX/06542: Als die Tante noch eine Senorita war (SB)


Die heutzutage bis zur Eintönigkeit ausanalysierte Spanische Tante war
in ihren frühen Tagen eine recht temperamentvolle Senorita gewesen.
Ihr Tanzbein war flott, ihre Augen sprühten Leidenschaft und ihr Mund
lockte mit Küssen. Das lag vielleicht auch an ihren Liebhabern, die
von der müden Entgegnung 3...a7-a6 nichts wissen wollten, geschweige
denn vom Steinitzschen Liebestöter 3...d7-d6. Ihr feuriger Sinn stand
nach dem tollkühnen 3...f7-f5, ein Liebesabenteuer á la Jänisch, der
diese Variante bereits 1847 als die richtige Mischung zwischen
kokettem Augenzwinkern und schäumendem Blut empfohlen hatte. Ein
Kombinationsriese wie der Amerikaner Marshall griff häufig nach dieser
dornenreichen Rose und erntete damit viel Lob und Siege. Dann brachen
Jahrzehnte blutleerer Kalkulation herein, die spanische Senorita wurde
an die Biedermännerei verheiratet, und die machten all ihren Liebreiz
zuschanden. Heute sieht man sie in schweren Röcken und mit einem
verkniffenen Lächeln über die gepflasterten Gehwege schreiten. Sie
kennt kaum mehr als in Erinnerungen die Leichtigkeit windumtoster
Tänze unter freiem Himmel und auf grünenden Wiesen. Nur hier und da
erbarmt sich ein Liebhaber und schenkt der alten Tante Komplimente aus
alter Zeit. Sie revanchiert sich dann wie im heutigen Rätsel der
Sphinx auf ihre Weise. Der schwarze Kavalier hofft auf größere
Gunstbeweise und zog zuletzt 1...De7-d6!? mit der taktischen Finesse
2.Sg5-f7?! Le8xf7 3.Se5xf7 Dd6-c5! 4.Sf7xh8? Td4xc4+! Doch die Jahre
haben sie erfahren gemacht. Längst weiß sie sich der
Aufdringlichkeiten junger Abenteurer zu erwehren, Wanderer.
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Milos - van Riemsdijk

Sao Paulo 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zwei Türme in Angriffsposition, ein weithin in die schwarze Stellung
blickender Damenläufer und eine Dame mit gefährlichen Perspektiven -
mehr benötigte Lautier nicht, um mit 1.Tf1-f5! De7-h7 - 1...Kg8-h7
2.Lb2-c1! - 2.Lb2xf6 Tf8-f7 3.Dd2-g5 c7-c6 - ein Abwartezug, denn
3...Kg8-f8 4.Tf5-f4 c7-c6 5.e4-e5 d6xe5 6.Tf4-h4 sah ebenfalls nicht
vertrauenserweckend aus - 4.e4-e5! d6xe5 5.d5xc6 Kg8-f8 6.Tf5xe5
Te8xe5 7.Dg5xe5 Lb6-c7 8.De5-e6 Lh5-g4 - 8...Kf8-g8 9.Lg2-d5 -
9.De6xg4 Tf7xf6 10.Dg4-c8+ die schwarze Stellung gänzlich zu
unterminieren. Wegen drohenden Figurenverlustes gab sich Karpow sofort
geschlagen.



Erstveröffentlichung am 25. April 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2250: Weltergewicht - Kurzarbeit in Liverpool ... (SB)




Amir Khan braucht nur 39 Sekunden für Phil Lo Greco

Amir Khan hat mit Phil Lo Greco kurzen Prozeß gemacht. In der
Liverpooler Echo Arena brauchte der britische Weltergewichtler nur 39
Sekunden, um seinen überforderten kanadischen Gegner außer Gefecht zu
setzen. Der Kampf hatte kaum begonnen, als der Außenseiter nach einem
linken Haken, gefolgt von einer Rechten, zu Boden gehen mußte. Als
sich der Kanadier wieder aufraffte, schüttelte er den Kopf,
augenscheinlich verwirrt angesichts der Schnelligkeit des
Lokalmatadors. Khan setzte sofort mit weiteren Schlägen nach, bis ein
rechter Uppercut den Kontrahenten in die Seile stürzen ließ, worauf
Ringrichter Victor Loughlin abwinkte. Während der Brite seine Bilanz
auf 32 Siege und vier Niederlagen ausbaute, stehen für seinen Gegner
nunmehr 28 gewonnene und vier verlorene Auftritte zu Buche. [1]

Der 31jährige Khan, ehemals Weltmeister im Halbweltergewicht, hatte
bei seinem letzten Auftritt eine herbe Niederlage bezogen. Im Mai 2016
trat er in Las Vegas gegen den Mittelgewichtler Saul "Canelo" Alvarez
an, der ihn mit einem Volltreffer auf die Bretter schickte. Danach
unterzog sich der Brite einer Operation an der rechten Hand, reiste
viel und trat bei der britischen Reality Show "I'm a Celebrity ... Get
Me Out of Here!" an, die zwei Wochen lang von bis zu 10 Millionen
Zuschauern täglich im Fernsehen verfolgt wurde. Vor seiner Rückkehr in
den Ring nach fast zwei Jahren und dem ersten Auftritt vor britischem
Publikum seit fünf Jahren hatte Khan erklärt, er sei wieder im
Geschäft und werde die Zuschauer beeindrucken. Das ist ihm auf
spektakuläre Weise gelungen, wenngleich die Qualität des Gegners und
damit die Bedeutung dieses Erfolgs auf einem anderen Blatt steht. [2]

Offensichtlich schlägt Khan immer noch so schnell und mit
beträchtlicher Wucht wie in der Vergangenheit. Shawn Porter hatte vor
fünf Jahren zehn Runden und Errol Spence im Juni 2015 drei Durchgänge
gebraucht, um Phil Lo Greco zu besiegen. Daß dem Briten dieses
Kunststück noch schneller gelungen ist, will jedoch nicht besagen, daß
er stärker als der amtierende IBF-Weltmeister Spence einzuschätzen
sei. Als der US-Amerikaner gegen Lo Greco antrat, war der Kanadier 33
Jahre alt und in guter körperlicher Verfassung. In Liverpool trat der
Außenseiter jedoch nach einer langen Pause vom aktivem Boxsport an und
erweckte dabei den Eindruck, er habe es im Trainingslager gerade noch
geschafft, wenigstens die vereinbarte Gewichtsgrenze nicht zu
überschreiten.

Für einen prominenten Kandidaten, der wie Amir Khan einen Titelkampf
anstrebt, war der Kanadier kein ernstzunehmender Prüfstein, auch wenn
ihn Promoter Eddie Hearn im Vorfeld zu einer gefährlichen Aufgabe
hochstilisiert hatte. "Khan ist zurückgekehrt", sprach der Brite
hinterher von sich in der dritten Person, als sei er ein
Markenzeichen. Er habe den Trainer gewechselt und sich auf einen Kampf
über zwölf Runden vorbereitet, aber den Gegner dank seiner
Schnelligkeit und der ausgezeichneten Koordination der Hände
augenblicklich in die Schranken gewiesen. Auf diese Weise habe er den
Erwartungen des Publikums, das ihn wiedersehen wollte, entsprochen und
mit einem gefährlichen Kontrahenten wie Lo Greco kurzen Prozeß
gemacht.

Phil Lo Greco als gefährlich zu bezeichnen, strapaziert das
Urteilsvermögen des Boxpublikums über Gebühr, wenngleich der
Freudentaumel eingefleischter Fans natürlich nicht gerade für eine
nüchterne Einschätzung bekannt ist. Der Kanadier ist langsam und wenig
robust, kurzum ein ideales Opfer für Amir Khan, der insbesondere von
der Schnelligkeit seiner Schläge profitiert. Wollte der Brite
tatsächlich beweisen, daß er nach wie vor in den höchsten Rängen des
Weltergewichts mitmischen kann, müßte er sich schon mit Kalibern wie
Shawn Porter oder Danny Garcia messen, von den Weltmeistern Keith
Thurman (WBA/WBC), Errol Spence (IBF) oder Jeff Horn (WBO) ganz zu
schweigen, wobei Horn seinen Titel vermutlich am 9. Juni im Kampf
gegen Terence Crawford verliert.

Da der Auftritt in Liverpool Khans erste Bewährungsprobe seit langem
war, sollte man die Latte der Ansprüche aber nicht zu hoch hängen,
auch wenn er das selber unablässig so handhabt. Hatte er kürzlich noch
erklärt, er könne es mit Errol Spence aufnehmen, so kündigte er nach
seinem Sieg abermals ein Duell mit seinem britischen Landsmann Kell
Brook an, das ihrer beider Promoter Eddie Hearn noch vor Ende des
Jahres über die Bühne bringen möchte. Brook habe schon viel zu lange
von seinem Namen gezehrt, so Amir Khan. Er selbst habe bei Matchroom
unterschreiben, um sich auf die Jagd zu machen, Brook zu stellen und
ihn zu besiegen.

Hearn sparte nicht mit Komplimenten, habe Khan doch die Frage
eindrucksvoll beantwortet, ob er immer noch so schnell wie früher sei.
Er werde bedeutende Kämpfe im Vereinigten Königreich bekommen, vor
allem aber ein Duell mit Kell Brook. Der Promoter wollte diesen Kampf
bereits 2016 und 2017 auf die Beine stellen, was jedoch aus
verschiedenen Gründen scheiterte. Brook, der früher IBF-Champion im
Weltergewicht war, tritt inzwischen im Halbmittelgewicht an, weshalb
beim geplanten Aufeinandertreffen mit Amir Khan eine spezielle
Gewichtsgrenze vereinbart werden dürfte.

In sportlicher Hinsicht ist ein Kampf zwischen Khan und Brook durchaus
anspruchsvoll, aber keineswegs das alles überragende Duell in dieser
Gewichtsregion. Errol Spence hat Kell Brook im Mai 2017 vor dessen
Heimpublikum auf die Knie gezwungen und damit für klare Verhältnisse
gesorgt. Wollte sich Brook im Halbmittelgewicht beweisen, müßte er
sich dort mit Jarrett Hurd oder Jermell Charlo messen. Demgegenüber
wirkt Amir Khan wie eine wesentlich leichtere Aufgabe, was auch
umgekehrt gilt.

Khan, der einen Vertrag über drei Kämpfe mit Eddie Hearn abgeschlossen
hat, spricht von riesigen Arenen, die er mit seinen Auftritten in
England füllen will. Er wolle gegen die Besten antreten und wiederum
Weltmeister werden, weswegen man sich mit Kell Brooks Team
zusammensetzen und Nägel mit Köpfen machen werde. Brook ist zwar weder
der bestmögliche Gegner noch Weltmeister, doch verspricht ihr Duell
Einkünfte zu generieren, wie sie nur von Anthony Joshuas Auftritten im
Schwergewicht übertroffen werden. Es handelt sich um einen der
attraktivsten Kämpfe, die Hearn derzeit für das britische Publikum
inszenieren kann. Khan könne in den Dschungel gehen und Stars
nachjagen, spielte der Promoter auf den Ausflug seines Boxers in
flache Fernsehunterhaltung an. "Aber wenn er zu mir kommt, wird er
nach den Sternen greifen", stellte Eddie Hearn wie so oft sein Talent
unter Beweis, die Verhältnisse nach seinen Maßgaben zu definieren und
die einheimische Fangemeinde zu euphorisieren.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/04/amir-khan-vs-phil-lo-greco-results/#more-261457

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/23279563/amir-khan-defeats-phil-lo-greco-39-second-welterweight-bout
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RESSOURCEN/214: Insektizide - und mit dem Arsch wieder umstoßen ... (SB)






[image: Leicht hügelige Landschaft mit riesigem Weizenfeld bis zum Horizont - Foto: Pixabay, CC0 Creative Commons]

Weizenwüste - für Bienen und andere Bestäuber ist

dies eine vollkommen unwirtliche Landschaft

Foto: Pixabay, CC0 Creative Commons



Die globale landwirtschaftliche Produktion, die auf Bestäuber
angewiesen ist, hat sich seit 1961 vervierfacht. Doch in
Nordwesteuropa und Nordamerika nimmt deren Zahl, insbesondere die der
Wildbienen, ab, heißt es in einer 42seitigen Studie "The Pollination
Deficit" (z. Dt. "das Bestäubungsdefizit"). Für andere Weltregionen
liegen noch keine ausreichenden Daten vor. Die Autoren befürchten,
daß sich der Insektenschwund weltweit negativ auf die Ernten
auswirkt, und es werden Vorschläge unterbreitet, wie in Kooperation
mit der Wirtschaft Maßnahmen zum Schutz vor allem der Insekten
ergriffen werden könnten.

Weltweit sind 16 Prozent der sogenannten Wirbeltierbestäuber vom
Aussterben bedroht, neun Prozent der Wildbienen und Schmetterlinge
sind wenigstens örtlich verschwunden, und bis zu 50 Prozent der
Wildbienen stehen auf der Roten Liste mindestens eines Staates. Wie
problematisch diese Entwicklung werden könnte, wenn keine
Gegenmaßnahmen ergriffen werden oder diese nicht die erhoffte Wirkung
haben, zeigt sich an der Bedeutung der Bestäubung für die menschliche
Nahrungsproduktion: Dreiviertel der wichtigsten Feldfrüchte sind
direkt auf Bestäubung angewiesen. Der Wert der auf diese Weise
erzeugten Agrarprodukte beläuft sich auf jährlich 235 bis 577
Milliarden Dollar.

Auf die Bestäubung durch Wild- und Honigbienen, andere Insekten,
Fledermäuse, Vögel und weitere Tierarten kann nicht verzichtet
werden, auch wenn wichtige Nutzpflanzen wie Weizen, Reis und Mais
nicht auf sie angewiesen sind. Ohne Bestäuber kämen entweder erst gar
keine Ernten zustande oder sie wären von minderer Qualität. Die
weltweiten Verluste bei Agrarerzeugnissen durch eine fehlende
Bestäubungsleistung wird auf fünf bis acht Prozent geschätzt. Wollte
man deren Fläche durch den Anbau anderer, nicht auf Bestäubung
angewiesener Feldfrüchte kompensieren, müßte sie ein Mehrfaches so
groß sein wie die gegenwärtige Agrarfläche, heißt es in der
gemeinsamen Studie des University of Cambridge Institute for
Sustainability Leadership (CISL), der University of East Anglia, des
UN Environment World Conservation Monitoring Centre (UNEP-WCMC) sowie
der Organisation Fauna & Flora International (FFI).

Ihnen zufolge ist die Problematik des Bestäubungsdefizits bei einer
Reihe von Unternehmen durchaus angekommen. Auch mehrere Regierungen
hätten nationale Strategien zum Schutz der Bestäuber beschlossen oder
umgesetzt. Das Anliegen der Studie besteht nun darin, allen
relevanten Unternehmen, die auf Bestäuberleistungen angewiesen sind,
einen mehrstufigen Leitfaden an die Hand zu geben, wie sie ihre
Produktion umstellen können, damit es nicht zum Worst-case-scenario
kommt.

Ein Grundproblem wird in der Studie allerdings bestenfalls indirekt
thematisiert: Kein Agro- oder sonstiges Unternehmen entlang der
Produktionskette wird seine Betriebsabläufe und Produktionsweisen auf
"bestäuberfreundlich" umstellen, wenn das mit wirtschaftlichen
Verlusten verbunden wäre. Da würden gegebenenfalls auch die Banken
oder Aktionäre nicht mitspielen. Anders sähe es dagegen aus, wenn die
Unternehmen ihre mutmaßliche Bestäuberfreundlichkeit werbewirksam
ummünzen könnten oder wenn sie von der Allgemeinheit dafür bezahlt
werden, daß sie Flächen extensivieren, Blühstreifen anlegen oder
andere Maßnahmen des Insektenschutzes fördern. Auch ein Verzicht auf
Insektizide müßte dann von der Gesellschaft finanziert werden, da
dies möglicherweise mit Ernteverlusten oder aber zusätzlicher Arbeit
verbunden wäre.

Die Verwendung von Insektenvernichtungsmitteln gilt als wichtiger,
aber nicht einziger Faktor, durch den die Gefahr eines
Bestäuberdefizits entsteht. Auch die Intensivierung der
Landwirtschaft und der Verlust an Lebensraum tragen erheblich dazu
bei, daß zunächst Insekten und anschließend Insektenfresser wie
beispielsweise Vögel verschwinden.

Was nutzt der blütenreiche Randstreifen, wenn es auf der vielfach so
großen Fläche keine Wildkräuter mehr gibt? Verbucht man mit solchen
"Lösungen" nicht Partialerfolge, die mit dem nächsten
Schritt schon wieder umgestoßen werden? In Folge der Steigerung der
landwirtschaftlichen Produktivität der letzten Jahrzehnte wurden
regelrechte Agrarwüsten geschaffen, in denen weder Beikräuter noch
Insekten noch Vögel existieren. Wer heute Schmetterlinge, Hummeln und
Vögel sehen will, muß Dörfer, Stadtränder oder städtische Parkanlagen
aufsuchen. Selbst Naturschutzgebiete sind vor dem Insektenschwund
nicht gefeit. Zwischen 1989 und 2016 hat die Biomasse von Insekten in
Schutzgebieten von Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und
Brandenburg um über 75 Prozent abgenommen! Ob das für weitere
Landesteile Deutschlands oder andere Länder ebenfalls gilt, weiß man
nicht, da es dort nicht nach dieser Methodik untersucht wurde.

Die obige Studie verdeutlicht, daß der Mensch am eigenen Ast sägt,
wenn er das Risiko des Bestäubungsdefizits weiterhin unterschätzt.
Selbstverständlich muß die Wirtschaft in entsprechende Maßnahmen
gegen den Trend des Insektenschwunds eingebunden werden. Indes sind
Zweifel anzumelden, ob in einem Wirtschaftssystem der permanenten
Profitsteigerung, Expansion und des Niederkonkurrierens sämtlicher
Mitstreiter überhaupt so etwas wie ein wirksamer Gegentrend
eingeleitet werden kann.


22. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v

Textbeige . Dokumentc

MA-Verlsg

Elekironische Zeitung Schatenblick

Montg 5 Al 2018

SPORT/ BOXEN

‘Weltergewicht - Kurzarbeit i
Liverpoal .
mir Khan braucht nur
39 Sekunden fir Phil Lo Greco
158) i Ky i il Lo
o e e,
o

SCHACH - SPHINX

Al i Tant o e
Senorita

[y ——

mmgkm s Spni

ar in iheen frihen

o temperamen-

Tanz-

Insektizide -

und mit dem Arsch wieder umstoben ...

Weizmiste - fir Bienen
und andere Bestuber s
des o llomen il
Londsc

o Py, CCO Create
Commons

(58122 dpi 2013 Di e
m.m imschatliche Produktion,

R o e R Al
ten Leadenschaft und ihr Mund

sescweige d
Schen Lichestbter . (Seite

o o6 et

noch ksing susreichend
Vor. Die Auoren berchien,
s o nshvand el

weit ety auf die Emten aus.
it e Voriie
unterbreite, wie in Kooperstion
mit der Wrtschafl Matinahmen
2um Schutz vor alem der Insck.
e engritfen werden ksnnten

Weltweitsnd 16 Prozent der so-

Fir andere Weliregionen ligen

auf der Roten Liste mindestens





OEBPS/Images/sph06542-1.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/wett8254_(c)_2018_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/cornfield-1651379_1920.jpg





